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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 

Was hat die Bundesregierung bereits getan, und 
was wird sie noch unternehmen, um die über 
300 000 in den anderen Mitgliedstaaten des Eu- 
roparats lebenden wahlberechtigten Staatsange- 
hörigen der Bundesrepublik Deutschland, die im 
Januar 1987 erstmals zum Deutschen Bundestag 
wahlberechtigt sind, auf geeignete Weise 
(deutschsprachige Zeitungsannoncen in großen 
Tageszeitungen, Rundfunk- und Femseh-Hin- 
weise und dergleichen) so rechtzeitig über ihr 
Wahlrecht und über die zu seiner Ausübung 
notwendigen Formalitäten zu unterrichten sowie 
mit den hierfür notwendigen Formularen auszu- 
statten, daß die Eintragung in die Wählerver- 
zeichnisse der zuständigen Gemeinden recht- 
zeitig zum 5. Januar 1987 beantragt werden 
kann? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 7. November 1986 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat zusammen mit 
dem Auswärtigen Amt und den Auslandsvertretungen schon vor der 
amtlichen Bekanntmachung des Wahltages damit begonnen, die im Aus- 
land lebenden Deutschen mit Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit über ihr 
Wahlrecht zu informieren. Von dem Faltblatt „Wählen Sie mit“ sind 
bisher etwa 400 000 Exemplare verteüt worden, weitere 100000 Exem- 
plare werden in diesen Tagen verschickt, u. a. auch an die im Ausland 
lebenden etwa 87 000 deutschen Rentner. 

Ein Wahl-Informationsplakat mit dem Tenor „Wählen Sie mit“ wurde für 
den Aushang in allen geeigneten, von Deutschen besuchten Räumen im 
Ausland zur Verfügung gestellt. 

Den Vorschriften der Bundeswahlordnung entsprechend, haben die Aus- 
landsvertretungen in ihren Gastländern eine amtliche Wahlbekanntma-. 
chung in überregionalen und regionalen Tageszeitungen sowie in jeweüs 
einer Wochenzeitung veröffentlicht. Ferner sind die Vertretungen gehal- 
ten, weitere Zeitungsanzeigen im Ausland zu veröffentlichen. 

Darüber hinaus sind noch folgende Aktivitäten eingeleitet bzw. bereits 
durchgeführt worden: 

- Versand mehrerer „Musterartikel“ an 162 deutschsprachige Zeitun- 
gen im Ausland sowie an 169 Mitarbeiter- Zeitungen deutscher Unter- 
nehmen, die im Ausland tätig sind. 

- Verbreitung eines schriftlichen Aufrufs des Bundestagspräsidenten 
durch unsere Auslandsvertretungen und in deutschsprachigen Zeitun- 
gen im Ausland. 

- Verbreitung eines Filmspots mit einem Aufruf des Bundestagspräsi- 
denten, der auf Lufthansaflügen vorgeführt und deutschsprachigen 
Fernsehprogrammen im Ausland angeboten wird. 

- Kontinuierliche Berichterstattung in den Programmen der Deutschen 
Welle und des Deutschlandfunks. 

- Bitte an alle deutschen Rundfunkanstalten, die jenseits der Grenzen 
empfangen werden können, um Ausstrahlung entsprechender Infor- 
mationen. 

- Veröffentlichung von Anzeigen in deutschen Tageszeitungen, die 
höhere Teüauflagen im Ausland verbreiten. 


1. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 

(CDU/CSU) 
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- Weisung an alle Auslandsvertretungen, die Wahlberechtigten mit 
Mitteln der Öffentlichkeitsarbeit so nachhaltig und umfassend wie 
möglich über ihr Wahlrecht zu unterrichten. 

- Behandlung des Themas in den Publikationen, die im Auftrag des 
Presse- und Informationsamtes, durch die Auslandsvertretungen und 
andere Bundesbehörden für das Ausland herausgegeben werden. 

Nach der Berichterstattung der Auslandsvertretungen kann davon ausge- 
gangen werden, daß die von der Bundesregierung veranlaßten Informa- 
tionen einen hohen Prozentsatz der Wahlberechtigten im Ausland errei- 
chen. Es wird nunmehr auf diese neuen Wahlberechtigten selbst ankom- 
men, in welchem Umfang sie von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


2. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Köhler rung, die DDR im Rahmen internationaler Gre- 

(Wolfsburg) mien auf die Problematik der Asylanteneinreise 

(CDU/CSU) über die innerdeutsche Grenze anzusprechen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 7. November 1986 

Die Bundesregierung hat büaterale Gespräche mit der DDR von Anfang 
an als den aussichtsreichsten Weg angesehen, die DDR von der Notwen- 
digkeit der Unterbindung des Transits von Personen ohne Anschlußvisum 
zu überzeugen. Die von der DDR am 18. September 1986 verfügten 
Maßnahmen und die Tatsache, daß seitdem nur noch wenige Flüchtlinge 
über Berlin (West) und die innerdeutsche Grenze einreisen, haben diese 
Einschätzung der Bundesregierung nachträglich bestätigt. Die Bundesre- 
gierung hat die Möglichkeiten, die DDR auch in internationalen Gremien 
auf das Asylproblem anzusprechen, sorgfältig, geprüft. Auf Grund der 
Tatsache, daß die DDR in den dafür in Frage kommenden internationalen 
Luftverkehrsgremien nicht Mitglied ist und sich deswegen nur ein allge- 
meines Gremium wie die VN angeboten hätte, wurde diese Option 
jedoch nicht weiter in Betracht gezogen, zumal sich der büaterale Weg 
und der Weg über die mit uns verbündeten Staaten als erfolgverspre- 
chender erwies. 


3. Abgeordneter 
Bohlsen 
(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundesre- 
gierung im Zusammenhang mit der Ausdehnung 
des niederländischen Küstenmeeres auf zwölf 
Seemeüen für den Bereich der Ems-Mündung 
durch die niederländische Regierung? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 7. November 1986 

Die Ausweitung des niederländischen Küstenmeeres von bisher 13 See- 
meüen auf zwölf Seemeüen Breite wirft Fragen insbesondere im Bereich 
von Schiffahrtsregelungen und von Zuständigkeitsabgrenzungen auf. 

Das niederländische Gesetz über die Ausweitung des Küstenmeeres, das 
am 1. Juni 1985 in Kraft getreten ist, sieht vor, daß die seitliche Abgren- 
zung des Küstenmeeres „einvernehmlich mit den Staaten, deren Küsten- 
meer an das der Niederlande angrenzt“, bestimmt wird. 
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Auf Vorschlag der Bundesregierung hat sich die niederländische Regie- 
rung zu Gesprächen über diese Fragen bereit erklärt. An diesen Gesprä- 
chen sind auf unserer Seite die zuständigen Bundesministerien und die 
niedersächsische Landesregierung beteiligt. 


4. Abgeordneter 
Bohlsen 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß deutsche und andere Seeschiffe 
die deutschen Häfen an der Ems nur noch über 
niederländisches Gebiet anlaufen können, wenn 
sich die bisher erkennbaren niederländischen 
Verhandlungsabsichten durchsetzen würden? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 7. November 1986 

Über die niederländischen Verhandlungsabsichten lassen sich bei dem 
gegenwärtigen Gesprächsstand seitens der Bundesregierung keine ver- 
bindlichen Aussagen treffen. 

Auch zu der in der Frage bezüglich des Zugangs zu den deutschen 
Emshäfen enthaltenen Schlußfolgerung kann deshalb derzeit nicht Stel- 
lung genommen werden. 


5. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Erweiterung 

Bohlsen des Ems-Dollart- Vertrages von 1962 auf eine Zu- 

(CDU/CSU) fahrtsregelung für deutsche und niederländische 

Emshäfen (Trichterlösung) eine praktikable 
Lösung zum Vorteil des gesamten Seeverkehrs 
in diesem Gebiet? 

' Antwort des Staatsministers Dr. StaVenhagen 
vom 7. November 1986 \ 

Eine Ausweitung der im Ems-Dollart- Vertrag von 1960 mit Zusatzabkom- 
men von 1962 enthaltenen Regelungen auf die von der niederländischen 
Küstenmeerausweitung berührten Gebiete wird von der Bundesregie- 
rung als eine Lösungsmöglichkeit für die im Bereich der Emsmündung 
entstehenden Fragen angesehen. Die Bundesregierung kann in diesem 
Stadium den laufenden Gesprächen durch eine Festlegung auf 
bestimmte Lösungsmöglichkeiten jedoch nicht vorgreifen. 


6. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu einer eigenen 

Bohlsen Ausdehnung des Küstenmeeres auf zwölf See- 

(CDU/CSU) meüen, um die diskutierte „Trichterlösung" zu 

ermöglichen? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 7. November 1986 

Die Bundesregierung behält sich die Möglichkeit einer Ausweitung des 
Küstenmeeres der Bundesrepublik Deutschland angesichts der weltwei- 
ten seerechtlichen Entwicklung, einschließlich der Entwicklungen in der 
Nordsee, vor. 


7. Abgeordneter 
Brück 
(SPD) 


Wie ist der Stand der Verhandlungen zur Errich- 
tung eines deutsch-französischen Hochschulkol- 
legs? 
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Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 11. November 1986 

Auf dem deutsch-französischen Gipfeltreffen in Frankfurt/Main am 27. 
und 28, Oktober 1986 ist in dieser Frage Einigkeit erzielt worden. Die 
entsprechende Passage der Gemeinsamen deutsch-französischen Erklä- 
rung über kulturelle Zusammenarbeit lautet: 

„Im Hochschulbereich sollen die Mobilität der Studenten und der Lehr- 
kräfte erleichtert und gemeinsame Studienprogramme, insbesondere 
integrierte Studiengänge mit beiden nationalen Abschlüssen, ausgebaut 
werden, wobei der Entwicklung der Techniken und den Bedürfnissen der 
Wirtschaft beider Länder Rechnung zu tragen ist. Um diese Ziele zu 
erreichen, wird ein Kolleg aus deutschen und französischen Persönlich- 
keiten geschaffen. Hierzu wird die deutsch-französische Hochschulkom- 
mission beiden Seiten im ersten Halbjahr 1987 konkrete Vorschläge 
vorlegen. " 

8. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Hoch- 

Brück schulen des Saarlandes bereits eine intensive 

(SPD) grenzüberschreitende Hochschulkooperation 

betreiben, und ist die Bundesregierung bereit, 
sich dafür einzusetzen, daß ein zukünftiges 
deutsch-französisches Hochschulkolleg im Saar- 
land angesiedelt wird? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 11. November 1986 

Die intensive grenzüberschreitende Hochschulkooperation der Hoch- 
schulen des Saarlandes ist der Bundesregierung bekannt. Neben dem 
Saarland haben allerdings auch schon andere Länder für den Sitz eines 
deutsch-französischen Hochschulkollegs Interesse gezeigt. Diese Frage 
kann erst dann entschieden werden, wenn Inhalt und Struktur des Kol- 
legs im einzelnen festliegen. 

Welche konkreten Ergebnisse hat die in der Er- 
klärung von Rom vom 27. Oktober 1984 durch 
die Außen- und Verteidigungsminister der sie- 
ben Mitgliedstaaten der WEU vereinbarte Zu- 
sammenarbeit gezeigt, und in welchen Berei- 
chen der Sicherheitspolitik wird die Bundesre- 
gierung weitere Schritte im WEU-Rat ergreifen, 
um der Entwicklung einer engeren Zusammen- 
arbeit zwischen dem Mitgliedstaaten politische 
Antriebskraft zu verleihen? 

Wird die Bundesregierung weitere Schritte er- 
greifen, um sicherzustellen, daß es eine abge- 
stimmte Haltung der WEU-Mitgliedstaaten zum 
Thema Abrüstung und Rüstungskontrolle gibt, 
angesichts der Tatsache, daß es sich hierbei 
um vorrangige Themen auf der Tagesordnung 
des bevorstehenden sowjetisch-amerikanischen 
Gipfeltreffens handelt? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. November 1986 

Die Bundesregierung betrachtet die Westeuropäische Union (WEU) 
unverändert als Forum zur Abstimmung europäischer Sicherheitspolitik 
im Rahmen der Allianz. 


10. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Zierer 
(CDU/CSU) 
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In der Erklärung des Ministerrates von Rom vom 27. Oktober 1984 sind 
Bereiche angesprochen, in denen diese Abstimmung insbesondere erfol- 
gen soll. Dieser Abstimmungsprozeß wird seitdem pragmatisch und auf 
aktuelle Fragen konzentriert fortgeführt. 

Den Beratungen auf dem anstehenden Ministerrat der WEU am 13./ 
14. November 1986 in Luxemburg kommt in diesem Zusammenhang 
besondere Bedeutung zu. Die Außen- und Verteidigungsminister der 
Sieben streben in Luxemburg eine sicherheitspolitische Erörterung über 
alle relevanten Aspekte des West-Ost- Verhältnisses an, wobei alle Part- 
ner davon ausgehen, daß Rüstungskontrolle und Abrüstung integrale 
Bestandteile der Sicherheitspolitik sind. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Kampf gegen neue Formen des Terrorismus 
die Anwendung von Artikel VIII des geänderten 
Brüsseler Vertrags, der einer der wichtigsten 
Grundlagen der Westeuropäischen Union ist, 
verlangt? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die sehr begrenzten Ergebnisse der Beratungen 
der zwölf Staaten über die Bekämpfung des in- 
ternationalen Terrorismus kaum Aussicht auf 
eine Lösung des Problems versprechen und daß 
keine westliche Organisation geeignet ist, den 
WEU-Rat bei der Anwendung von Artikel VIII 
des geänderten Brüsseler Vertrags zu ersetzen? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. November 1986 

Die Bundesregierung mißt der Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus größte Bedeutung zu. 

Im europäischen Rahmen steht dabei die Zusammenarbeit der zwölf 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, der alle WEU-Partner 
angehören, sowie im Europarat im Vordergrund. Zur Vermeidung von 
Doppelarbeit setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß die Zusam- 
menarbeit vorrangig in diesen Gremien fortgeführt und intensiviert wird. 

Bisher hat kein Mitgliedstaat der Westeuropäischen Union (WEU) unter 
Berufung auf Artikel VIII des modifizierten Brüsseler Vertrages einen 
Vorschlag zur Befassung der WEU mit der Bekämpfung des internationa- 
len Terrorismus eingebracht. 


11. Abgeordneter 

Reddemann 

(CDU/CSU) 


12. Abgeordneter 
Reddemann 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise unterrichtet die Bundesregie- 
rung die Öffentlichkeit über die Rolle, die Aufga- 
ben und die Tätigkeiten der WEU im Rahmen 
des Bündnisses sowie über ihre Bedeutung im 
Rahmen der Sicherheitspolitik der Regierung, 
und wie hoch sind die eingesetzten Etatmittel? 


14. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Unterrichtung der Öffentlichkeit über die 
Rolle und Aufgaben der WEU sowie über ihre 
politischen Aktivitäten unzureichend ist, und 
welche Sofortmaßnahmen beabsichtigt sie zu 
ergreifen, um den Informationsstand zu ver- 
bessern? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. November 1986 

Die Bundesregierung unterrichtet durch halbjährlich vorgelegte Berichte 
den Deutschen Bundestag und durch deren Veröffentlichung als Bundes- 
tagsdrucksache die Öffentlichkeit über die Tätigkeiten der Westeuropäi- 
schen Union (WEU). In den Halbjahresberichten über die Tätigkeit der 
WEU vom 1. Oktober 1985 bis 31.- März 1986 und vom 1. April bis 
30. September 1986 hat die Bundesregierung insbesondere auf die Revi- 
talisierung /der WEU und ihre wachsende Rolle in der sicherheitspoliti- 
schen Abstimmung hingewiesen. Der Bericht zum Zeitraum 1. Oktober 
1985 bis 31. März 1986 war Gegenstand der Beratungen im Auswärtigen 
Ausschuß des Deutschen Bundestages am 5. November 1986. Je näch 
Bedarf wählt die Bundesregierung darüber hinaus andere Formen der 
Unterrichtung des Parlaments und der Öffentlichkeit (Regierungserklä- 
rungen, Reden, Presseinformationen usw.). Die hierfür eingesetzten Mit- 
tel sind nicht quantifizierbar. 

Auf Vorschlag der Bundesregierung wurde im Zuge der WEU-Reorgani- 
sation im Generalsekretariat der WEU eine Arbeitseinheit für Öffentlich- 
keitsarbeit eingerichtet. Diese Maßnahme läßt eine verbesserte Informa- 
tion der Öffentlichkeit auch seitens des Generalsekretariats erwarten. 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in Überein- 
stimmung mit dem Artikel VIII des geänderten 
Brüsseler Vertrags, eine Sondersitzung des 
WEU-Rates zu fordern, um Konsultationen über 
die Bekämpfung von terroristischen Aktivitäten 
auf internationaler Ebene mehr politische An- 
triebskraft zu verleihen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. November 1986 

Die Bundesregierung mißt der Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus größte Bedeutung zu. 

Im europäischen Rahmen steht dabei die Zusammenarbeit der zwölf 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, der alle WEU-Partner 
angehören, sowie im Europarat im Vordergrund. Zur Vermeidung von 
Doppelarbeit setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß die Zusam- 
menarbeit vorrangig in diesen Gremien fortgeführt und intensiviert wird. 

Bisher hat kein Mitgliedstaat der Westeuropäischen Union (WEU) unter 
Berufung auf Artikel VIII des modifizierten Brüsseler Vertrages einen 
Vorschlag zur Befassung der WEU mit der Bekämpfung des internationa- 
len Terrorismus eingebracht. 


15. Abgeordneter 
Dr. Unland 
(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Dr. Unland 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Forderung 
zu stellen, die neuesten Entwicklungen im Krieg 
zwischen Iran und Irak auf die Tagesordnung 
einer Sitzung des WEU-Rates zu setzen, um 
einen gerechten und dauerhaften Frieden zu för- 
dern, um jede Verletzung des Kriegsvölkerrechts 
durch eine der beiden Seiten auf das Schärfste 
zu verurteüen und um Maßnahmen der Mitglied- 
staaten der WEU zur Verhinderung jeder Aus- 
weitung des Kriegs und zur Gewährleistung der 
Sicherheit der Schiffahrt im Golfgebiet gemein- 
sam abzustimmen? 
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Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. November 1986 

Die Entwicklung im Krieg zwischen Iran und Irak ist Gegenstand der 
Beratungen der zwölf EG-Partner im Rahmen der europäischen politi- 
schen Zusammenarbeit, an der alle WEU- Partner teilnehmen. 

Die Bundesregierung sieht deshalb gegenwärtig keine Veranlassung, das 
Thema mit operativer Zielsetzung in die Beratungen im Rahmen der 
Westeuropäischen Union (WEU) einzuführen. 


17. Abgeordnete 
Frau 
Fischer 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordnete 
Frau 
Fischer 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. November 1986 

Die Bundesregierung mißt der Bekämpfung des internationalen Terroris- 
mus größte Bedeutung zu. 

Im europäischen Rahmen steht dabei die Zusammenarbeit der zwölf 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft, der alle WEU-Partner 
angehören, sowie im Europarat im Vordergrund. Zur Vermeidung von 
Doppelarbeit setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß die Zusam- 
menarbeit vorrangig in diesen Gremien fortgeführt und intensiviert wird. 


Ist die Bundesregierung bereit, den Vorschlag 
des Präsidenten der WEU- Versammlung zu un- 
terstützen, für ein koordiniertes Vorgehen bei 
der Bekämpfung des Terrorsimus eine europäi- 
sche Gruppe (GECLAT) einzurichten? 

Ist die Bundesregierung bereit, den WEU-Rat zu 
bitten, die zuständigen Agenturen der Organisa- 
tion aufzuf ordern, unverzüglich einen Bericht 
über die verschiedenen Aspekte der Bedrohung 
für das westliche Verteidigungssystem, für den 
einzelnen sowie für die Freiheit der Allgemein- 
heit durch den internationalen Terrorismus vor- 
zulegen und Maßnahmen festzulegen, die die 
Mitgliedstaaten zur wirksamen Bekämpfung des 
Terrorismus ergreifen sollten? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Maßnah- 
me der britischen Regierung, eine Fischerei- 
schutzzone von 200 Seemeilen um die Malvinen 
zu errichten, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, zu dieser Maßnahme in der Europäischen 
Politischen Zusammenarbeit (EPZ) Stellung zu 
nehmen, um eine Beschädigung des Ansehens 
der Europäischen Gemeinschaft in Argentinien 
und ganz Lateinamerika abzuwenden? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 11. November 1986 

Die Erklärung von Fischereizonen bis zu einer Entfernung von 200 See- 
meilen von den Basislinien, von denen aus die Breite des Küsten- 
meeres gemessen wird, entspricht dem geltenden Seevölkerrecht. 

Nach unseren Informationen hat die britische Regierung eine Fischerei- 
zone von 150 Seemeilen - und nicht von 200 Seemeilen - um die Falk- 
land/Malvinen-Inseln in Anspruch genommen. Damit sollen offenbar 
Überschneidungen mit der 200 Seemeilen Ausschließlichen Wirtschafts- 


19. Abgeordneter 
Schäler 
(Mainz) 

(FDP) 
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zone vor dem argentinischen Festland vermieden werden. Für die Fische- 
reizone ist zunächst ein vorläufiges Regime vorgesehen, das unter dem 
Vorbehalt eines weiterhin angestrebten internationalen Übereinkom- 
mens steht. Indem die britische Regierung die Inanspruchnahme einer 
solchen Zone auf 150 Seemeilen begrenzt und ihre weitere Unterstützung 
für eine internationale Regelung der erforderlichen Fischereischutzmaß- 
nahmen bekundet hat, hat sie ihre grundsätzliche Bereitschaft deutlich 
gemacht, die Interessen Argentiniens sowie anderer in der Region tätigen 
Fischereistaaten zu berücksichtigen. 

Die Errichtung einer Fischereizone um die Falkland/Malvinen-Inseln 
erfolgt durch Erklärung der britischen Regierung vom 29. Oktober 1986, 
und die Frage der britischen Souveränität über die Falkland/Malvinen- 
Inseln hängen inhaltlich zusammen. Angesichts ihrer freundschaftlichen 
Beziehungen zu beiden Ländern ist und bleibt die Politik der Bundesre- 
gierung, die Aufnahme von Verhandlungen zwischen beiden Ländern zu 
befürworten und zu erleichtern. Sie erwartet von beiden Seiten ernsthafte 
Bemühungen um eine umfassende Konfliktlösung durch Verhandlungen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung unterstreichen die britische Maß- 
nahme sowie die Abschlüsse von Fischereiverträgen mit der Sowjetunion 
und Bulgarien durch Argentinien für von Argentinien beanspruchte 
Hoheitsgewässer erneut die Notwendigkeit der von der Bundesregierung 
in der Falkland/Malvinen-Frage beständig verfolgten Politik der Unter- 
stützung einer friedlichen Lösung, die durch einseitige Schritte nur 
erschwert werden kann. Die Maßnahme ist von Großbritannien getroffen 
worden und kann nicht der Europäischen Gemeinschaft zugeordnet wer- 
den. Sie ist bisher auch nicht Gegenstand von Erörterungen im Zwölfer- 
kreis. Die Bundesregierung wird bei einer Erörterung im Zwölferkreis 
erneut die Erwartung aussprechen, daß es baldmöglichst zur Aufnahme 
von Verhandlungen kommt. 


20. Abgeordneter Wurde die Bundesregierung über die britische 

Schäfer Maßnahme informiert bzw. konsultiert? 

(Mainz) 

(FDP) 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 11. November 1986 

Die Bundesregierung ist unmittelbar vor der Erklärung Außenminister 
Howes im Unterhaus vom 29. Oktober 1986 von der britischen Regierung 
über die britische Maßnahme unterrichtet worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


21. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung des 

Dr. Nobel Bundesministers der Finanzen, Dr. Stoltenberg, 

(SPD) daß in den 70er Jahren „viel zu großzügige 

Besoldungs- und Tarifregelungen" für die Mit- 
arbeiter des öffentlichen Dienstes getroffen 
worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 10. November 1986 

Die Fragestellung gibt die Aussage von Bundesminister Dr. Stoltenberg 
nicht richtig wieder. 
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Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers der Finanzen, Dr. Stoltenberg, 
daß die 1983 vorgenommenen „Korrekturen" bei 
der Eingangsbesoldung im gehobenen und hö- 
heren Dienst insgesamt „gut begründet" sind 
und deshalb nur „gezielt in einzelnen Bereichen, 
wo mehr Nachwuchs wünschenswert ist", er- 
neute Korrekturen vorzunehmen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waflenschmidt 
vom 10. November 1986 

Die Gründe der Regelungen zur Absenkung der Eingangsbesoldung des 
gehobenen und des höheren Dienstes ergeben sich aus der Regierungs- 
vorlage des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 (vgl. Drucksache 10/335 
S. 41, 91, 92). 

Jedermann weiß, daß die drastische Verschuldung der öffentlichen Haus- 
halte die beschlossenen Sparmaßnahmen dringend erfordert hat. Sie 
haben wesentlich zu den inzwischen erreichten Fortschritten bei der 
Konsolidierung der Staatsfinanzen und Aufwärtsentwicklung der Wirt- 
schaft beigetragen. 

Über künftige Maßnahmen in bezug auf die abgesenkte Eingangsbesol- 
dung wird sich die Bundesregierung in ihrem Bericht zur strukturellen 
Weiterentwicklung des öffentlichen Dienstrechts äußern. 


22. Abgeordneter 

Dr. Nobel 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die von Bundeskanz- 
ler Kohl am 30. September 1981 geäußerte Auf- 
fassung, „daß der öffentliche Dienst keine Ma- 
növriermasse zur Überwindung haushaltspoliti- 
scher Schwierigkeiten" sei, und wie begründet 
sie gegebenenfalls diese Auffassung angesichts 
der Tatsache, daß die CDU/CSU-Mehrheit des 
Bundesrates bereits 1981 eine Kürzung der An- 
wärterbezüge durchsetzte und weitere Maßnah- 
men im öffentlichen Dienst forderte und ange- 
sichts der Eingriffe der jetzigen Bundesregie- 
rung in die Einkommen des Öffentlichen Dien- 
stes? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waflenschmidt 
vom 13. November 1986 

Ebenso wie alle anderen Bevölkerungsgruppen hat auch der öffentliche 
Dienst seinen Beitrag dazu geleistet, daß die Bundesregierung die beim 
Regierungswechsel Vorgefundenen zerrütteten Staatsfinanzen konsoli- 
dieren konnte. Diese solide Finanzpolitik hat stabile Preise, niedrige 
Zinsen, steigende Beschäftigung, Steuerentlastung und einen deutlichen 
Anstieg des verfügbaren Einkommens der privaten Haushalte bewirkt. 
An dieser positiven Entwicklung nehmen die Beschäftigten des öffent- 
lichen Dienstes ebenso wie alle anderen Bürger teü. Mit dem Vierten 
Besoldungsrechtsänderungsgesetz sind jetzt die Erfolge der wirtschaft- 
lichen Gesundung und der Preisstabilität auch zu maßvollen strukturellen 
Verbesserungen für den öffentlichen Dienst genutzt worden. 


23. Abgeordneter 

Wartenberg 

(Berlin) 

(SPD) 


24. Abgeordneter 

Wartenberg 

(Berlin) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Prof. Dr. Tippe, die dieser in einem im Auftrag 
der Bundesregierung erstellten Untersuchungs- 
bericht vertritt, daß Fachhochschulabsolventen 
gegenüber Universitätsabsolventen in der freien 
Wirtschaft grundsätzlich chancengleich, im öf- 
fentlichen Dienst grundsätzlich benachteiligt 
seien? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 13. November 1986 

Zu dem Problem hat sich die Bundesregierung auf Fragen des Abgeord- 
neten Conrad (Riegelsberg) geäußert. Auf die Antworten zu den Fragen 5 
und 6 in Drucksache 10/1326, S. 2 und 3, wird Bezug genommen. 

Hiernach sind nach dem Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung 
(§ 18 des Bundesbesoldungsgesetzes) die Funktionen der Beamten, Rich- 
ter und Soldaten nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen sach- 
gerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen. Unterschiedliche Anforde- 
rungen erfordern unterschiedliche Einstellungsvoraussetzungen und Ein- 
stufungen*, der Gesetzgeber hat daher für den gehobenen und den 
höheren Dienst verschiedene Eingangsämter vorgesehen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich mehrfach mit der Frage auseinan- 
dergesetzt, in welchem hochschulrechtlichen Beziehungsverhältnis wis- 
senschaftliche Hochschulen und Fachhochschulen zueinander stehen. In 
den Gründen zu den Beschlüssen vom 20. Oktober 1982 (BVerfGE 61, 
S. 210 ff.) und vom 29. Juni 1983 (BVerfGE 64, S. 323 ff.) ist das Gericht 
hierauf ausführüch eingegangen und zu dem Schluß gekommen, daß die 
Fachhochschulen sich nach Auftrag, Zugangsvoraussetzungen und 
Abschlüssen von wissenschaftlichen Hochschulen unterscheiden. Die 
insoweit maßgeblichen Auffassungen des Bundesverfassungsgerichts 
bestätigen die Zuordnungsentscheidungen des Gesetzgebers für Fach- 
hochschulabsolventen und Absolventen wissenschaftlicher Hochschulen. 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung von 
Prof. Dr. Tippe, daß das Laufbahngruppenprin- 
zip und die Eingruppierung der Fachhochschul- 
absolventen in den gehobenen Dienst u. a. wei- 
terhin die internationale Anerkennung des Fach- 
hochschulabschlusses erschweren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 13. November 1986 

Wie zu Frage 24 dargelegt, hat das Bundesverfassungsgericht die Ein- 
gruppierung der Fachhochschulabsolventen in den gehobenen Dienst 
wiederholt bestätigt. Davon ist auch bei internationalen Vergleichen 
auszugehen. Die Bundesregierung hat im übrigen in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und FDP vom 12. März 
1986 (Drucksache 10/5171 S. 21) ausgeführt, daß sie sich gemeinsam mit 
den Ländern gegenüber ausländsichen Staaten, deren Büdungssysteme 
den Fachhochschulen vergleichbare Einrichtungen meist nicht kennen, 
intensiv für die Anerkennung der Fachhochschulausbüdung und der 
entsprechenden Diplomgrade, insbesondere zu Zwecken der Berufsaus- 
büdung, einsetzt. 

26. Abgeordneter In welchen Sektoren des öffentlichen Dienstes 

Dr. Wernitz will die Bundesregierung in der nächsten Wahl- 

(SPD) periode Verbesserungen der Eingangsbesol- 

dung vornehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 10. November 1986 

Wie schon in der Antwort auf die schriftliche Frage des Abgeordneten 
Bemrath in Drucksache 10/6077 (S. 6) mitgeteüt, prüft die Bundesregie- 
rung zur Zeit, welche Maßnahmen zur strukturellen Weiterentwicklung 
des öffentlichen Dienstrechts zu erwägen und welche vordringlich sind. 


25. Abgeordneter 

Wartenberg 

(Berlin) 

(SPD) 
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Die Bundesregierung wird sich in dem Strukturbericht, den der Deutsche 
Bundestag erbeten hat, auch zu den Fragen der Eingangsbesoldung 
äußern. Den Ergebnissen kann nicht vorgegriffen werden. 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus dem Bericht des Bundesministers des 
Innern über die „Auswirkungen der Absenkung 
der Eingangsbesoldung im gehobenen techni- 
schen Dienst" in dieser Wahlperiode ziehen, und 
sieht die Bundesregierung dies als ausreichend 
an? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Walfenschmidt 
vom 10. November 1986 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner Sitzung 
vom 25. Juni 1986 den Bericht über die „Auswirkungen der Absenkung 
der Eingangsbesoldung im gehobenen technischen Dienst" zur Kenntnis 
genommen. Entsprechend dem Berichtsvorschlag, die Bezüge der 
Anwärter durch Zahlung eines Sonderzuschlages zu erhöhen, hat der 
Bundesminister des Innern die Änderung der Verordnung zu § 63 des 
Bundesbesoldungsgesetzes (Anwärtersonderzuschlags-Verordnung) für 
die Anwärter des gehobenen fernmeldetechnischen Dienstes vorbereitet. 
Die Erörterungen mit den Bundesressorts sind noch nicht abgeschlossen. 

Im übrigen ist beabsichtigt, in dem Bericht zur strukturellen Weiterent- 
wicklung des öffentlichen Dienstrechts, den der Deutsche Bundestag mit 
Entschließung vom 14. November 1985 erbeten hat, auch Probleme der 
Eingangsbesoldung des technischen Dienstes anzusprechen. Die Prüfung 
ist im Gange. 

28. Abgeordneter Auf welcher rechtlichen Grundlage basiert die 

Kohn Tatsache, daß Grenzschutzbeamte Kraftfahrzeu- 

(FDP) ge auf die Teilnahme an der Abgassonderunter- 

suchung überprüfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 12. November 1986 

Die Überprüfung der Teünahme an der Abgassonderuntersuchung wird 
gelegentlich der dem Bundesgrenzschutz nach §§ 1 und 2 Bundesgrenz- 
schutzgesetz obliegenden Kontrolle des grenzüberschreitenden Fahr- 
zeugverkehrs, die sich auch auf Einhaltung straßenverkehrsrechtlicher 
Vorschriften erstreckt, mit wahrgenommen. 

Sie ist keine Eingriffsmaßnahme, sondern besteht lediglich in einer Pla- 
kettennachschau mit der möglichen Feststellung, daß der Verpflichtete 
an der Abgassonderuntersuchung nicht fristgerecht teügenommen hat, 
sowie in diesen Fällen in der Erstattung einer Mängel- und Ordnungs- 
wirdrigkeitenanzeige. Dazu bedarf es keiner besonderen Rechtsgrund- 
lage. 

29. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Bundes- 

Kohn grenzschutzbeamte systematisch Kraftfahrzeuge 

(FDP) auf die Teünahme an der Abgassonderuntersu- 

chung überprüfen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 12. November 1986 

Anläßlich der Grenzkontrolle findet eine systematische Überprüfung von 
Kraftfahrzeugen auf Teünahme an der Abgassonderuntersuchung nur 
noch an den EG-Außengrenzen und auch dort nicht regelmäßig statt. 


27. Abgeordneter 

Bernrath 

(SPD) 
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An den Grenzen mit den EG-Nachbarstaaten hat die Bundesregierung 
zur Erleichterung des Grenzübertritts auf die Durchführung systemati- 
scher verkehrsrechtlicher Kontrollen einschließlich der auf Abgassonder- 
untersuchung ausdrücklich verzichtet. 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Kommunen in der Unterbringung und Be- 
treuung der ihnen zugewiesenen Asylbewerber 
zusehends überfordert sind, und was muß nach 
Meinung der Bundesregierung für die hier le- 
benden Asylbewerber besser und anders getan 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 13. November 1986 

Die Unterbringung und Betreuung der Asylbewerber ist nach der verfas- 
sungsrechtlich vorgegebenen Kompetenzverteüung Angelegenheit der 
Bundesländer. Der Bundesregierung ist jedoch bekannt, daß es in einigen 
Bereichen den Kommunen - zumindest teüweise - erhebliche Schwierig- 
keiten bereitet hat, die ihnen zugewiesenen Asylbewerber ordnungsge- 
mäß unterzubringen und zu versorgen. 

Die Bundesregierung betrachtet die Entwicklung im Asylbereich mit 
großer Sorge; sie hat dies auch wiederholt zum Ausdruck gebracht. 

In dem Gespräch des Bundeskanzlers mit den Regierungschefs der Län- 
der sowie den Partei- und Fraktions vor sitzen den von CDU, SPD, CSU 
und FDP am 25. September 1986 bestand Einvernehmen darüber, daß 
alles unternommen werden muß, was bei der gegebenen Verfassungs- 
lage zur Eindämmung des unkontrollierten Zustroms von Asylbewerbern 
getan werden kann. Dazu gehört insbesondere die Umsetzung des Maß- 
nahmenkatalogs, den die Bundesregierung am 26. August 1986 beschlos- 
sen hat. Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Maßnahmen zu 
einem spürbaren Rückgang der Zahl der Asylbewerber führen und damit 
zur Entlastung der Länder und Kommunen beitragen werden. 

Die Bundesregierung erwartet von den am 26. August 1986 beschlosse- 
nen Maßnahmen im Ergebnis auch positive Auswirkungen auf die künf- 
tige Lage der Asylbewerber in der Bundesrepublik Deutschland. Vor 
allem wird der von der Bundesregierung angestrebte wesentliche Rück- 
gang der Zahl der Asylbewerber zu einer merklichen Abkürzung der 
Verfahrens dauer führen, was allen asylsuchenden Ausländem, insbeson- 
dere aber denjenigen zustatten kommen wird, die in ihrer Heimat politi- 
scher Verfolgung ausgesetzt waren. Die Stabilisierung der Verhältnisse 
wird auch zur Verbesserung der Betreuungsmaßnahmen für die Asylbe- 
werber insgesamt führen. 


30. Abgeordneter 
Müller 
(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


31. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Treffen Vorwürfe des Informationskreises Ma- 
gnetband zu, daß die Grauimporte von Audio- 
und Videoleerkassetten nach dem Inkrafttreten 
der Urheberrechtsnovelle dramatisch zugenom- 
men haben, und was unternimmt die Bundesre- 
gierung, um diese Grauimporte durch Import- 
kontrollen zu unterbinden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 10. November 1986 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Informationskreis Magnetband 
(IM) vorträgt, nicht alle Importeure kämen der Pflicht zur Meldung ihrer 
Importe nach. Entweder werde gar nicht gemeldet, daß Leerkassetten 
und Bänder eingeführt werden (sogenannte Grauimporte), oder es werde 
zwar die Stückzahl der eingeführten Kassetten und Bänder angegeben, 
der Zentralstelle für private Überspielungsrecht (ZPÜ) dann aber die 
Spieldauer, die für die Höhe der urheberrechtlichen Vergütung maßge- 
bend ist, niedriger angegeben. Dies habe zur Folge, daß dann eine 
geringere urheberrechtliche Vergütung verlangt werde. 

Abgesehen hiervon liegen der Bundesregierung keine Informationen 
über sogenannte Grauimporte von Audio- und Videoleerkassetten vor. 
Sie kann daher eine auffällige Zunahme solcher Importe nicht bestätigen. 

Die Bundesregierung vermag auch nicht zu beurteüen, ob die von dem 
IM vorgetragenen Zahlen die Annahme einer Zunahme von Grauimpor- 
ten stützen. 

Wie der IM vorträgt, haben die in ihm zusammengeschlossenen Firmen 
im zweiten Halbjahr 1985 und im ersten Halbjahr 1986 bei Audioleerkas- 
setten einen Marktanteü von 82 v. H. gehabt, aber 88 v. H. der im glei- 
chen Zeitraum für Audioleerkassetten insgeamt eingegangenen Vergü- 
tung gezahlt. Bei Videoleerkassetten habe der Marktanteü im zweiten 
Halbjahr 1985 69 v. H. und im ersten Halbjahr 1986 67 v. H. betragen, 
während von den IM-Firmen 90,4 v. H. der in diesem Zeitraum insgesamt 
eingegangenen Urheberrechtsvergütung für Videoleerkassetten gezahlt 
worden sei. 

Die Zahlen über den Marktanteü seiner Firmen hat der IM durch die 
Geseüschaft für Konsumforschung ermitteln lassen. Da es sich um eine 
privat in Auftrag gegebene Studie handelt, ist sie der Bundesregierung 
nicht zugänglich. Es ist der Bundesregierung deshalb nicht bekannt, ob 
der Marktanteü nach Stückzahlen oder nach Spieldauer berechnet ist. Da 
die im IM zusammengeschlossenen Firmen überwiegend hochwertige 
Bänder mit langer Spieldauer hersteüen, ist die urheberrechtliche Vergü- 
tung - die ja auf der Spieldauer beruht - bei solchen Bändern naturge- 
mäß höher als bei der gleichen Stückzahl von Bändern mit kurzer Spiel- 
dauer. Eine GegenübersteHung von Marktanteü nach Stückzahlen und 
anteümäßig gezahlter Urheberrechtsvergütung wäre daher ohne Aussa- 
gekraft. 

Im übrigen liegen nach Auskunft der ZPÜ für das zweite Halbjahr 1985 
noch keine endgültige Zahlen über das Aufkommen aus der Leerkasset- 
tenvergütung vor, da noch immer Einziehungen vorgenommen werden. 
Für 1986 können noch keine endgültigen Zahlen vorliegen, da erst am 
Ende eines Jahres Auskunftsansprüche, die die Endabrechnung ermögli- 
chen, geltend gemacht werden können. Auch aus diesem Grunde sieht 
sich die Bundesregierung nicht in der Lage, anhand derzeit vorliegender 
Zahlen über verkaufte Leerkassetten und Vergütungsaufkommen Aussa- 
gen über Bestehen und Umfang von Grauimporten zu machen. 

Soweit die Frage der Importkontroüen angesprochen ist, ist auf folgendes 
hinzuweisen: 

Um eine noch bessere Erfassung der Importe zu gewährleisten, ist eine 
am 1. Januar 1987 in Kraft tretende Änderung der Außenwirtschaftsver- 
ordnung und der Einfuhrliste vorgesehen, nach der beim Import von 
Leerkassetten und Bändern nicht nur die Stückzahl anzugeben sein wird, 
sondern auch die Spieldauer. 

Die Einhaltung der dem Einführer obliegenden Meldepflicht nach dem 
Außenwirtschaftsrecht wird von der Zoüverwaltung bei der Zoüabferti- 
gung sowie im Rahmen nachträglicher Überprüfungen in den Betrieben 
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(Außenwirtschaftsprüfungen) überwacht. Etwaige Verstöße stellen Ord- 
nungswidrigkeiten dar, die gegebenenfalls geahndet werden. Unter 
Berücksichtigung des Umfangs der Einfuhren, des liberalen Einfuhrsy- 
stems der Bundesrepublik Deutschland und der vielfältigen übrigen 
Aufgaben der Zollverwaltung tut die Bundesregierung alles in ihren 
Kräften Stehende, um eine möglichst umfassende Erfassung der Einfuhr 
von Audio- und Videoleerkassetten zu gewährleisten. Die Kontrollen der 
Zollverwaltung bieten nach Auffassung der Bundesregierung einen wirk- 
samen Schutz gegen Benachteiligungen im Wettbewerb. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


32. Abgeordneter Worin kann nach den Vorstellungen des Bundes- 

Ranker ministers der Finanzen, die dessen Parlamentari- 

(SPD) scher Staatssekretär Dr. Voss, am 30. Oktober 

1986 in „Quick" dargelegt hat, die Gegenfinan- 
zierung der Steuerreform 1990 bestehen, wenn 
sich beim Abbau der gegenwärtigen Steuerver- 
günstigungen von ungefähr 38 Milliarden DM 
„im für die Finanzkasse günstigsten Fall eine 
Größenordnung von maximal 4 bis 5 Milliarden 
DM" ergeben wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 7. November 1986 

Ziel der Bundesregierung ist eine Senkung der Steuerlast für alle Berufs- 
tätigen, insbesondere auch für Arbeitnehmer und ihre Familien. Der 
dafür notwendige Spielraum soll vor allem durch eine auch weiterhin von 
Sparsamkeit und Zurückhaltung geprägte Ausgabenpolitik geschaffen 
werden. Zum Reformplan gehört aber auch der Abbau von Steuervergün- 
stigungen und steuerlichen Sonderregelungen. In die Überprüfung sind 
alle Steuervergünstigungen und Sonderregelungen einzubeziehen. Über 
Umfang und Bereiche des Subventionsabbaus wird die Bundesregierung 
nach sorgfältiger Prüfung aller Einzelfragen im Rahmen des Gesamtplans 
der Steuerreform entscheiden. 

33. Abgeordneter Wenn die Bundesregierung bei der Steuerreform 

Purps 1990 eine Nettoentlastung von weit über 20 Mü- 
lSPD) liarden DM vorsieht und die Finanzierung maß- 

geblich durch eine sparsame Haushaltsführung 
sichern will, muß sie dann nicht zwangsläufig 
davon ausgehen, daß die beschlossenen Ausga- 
ben im Finanzplan des Bundes bis 1990 keine 
Verbindlichkeit mehr haben, sondern um viele 
Milliarden DM niedriger sein müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 11. November 1986 

Nein. Aus der möglichen Größenordnung der von der Bundesregierung 
in der nächsten Legislaturperiode angestrebten Steuerreform können 
keine Rückschlüsse auf zwangsläufige Veränderungen der im geltenden 
Finanzplan dargestellten Ausgabenentwicklung gezogen werden. 
Umfang und Finanzierung der Steuerreform hängen insbesondere von 
weiteren Fortschritten bei der Haushaltsgesundung, der endgültigen 
Ausgestaltung der Reform und dem Zeitplan ihrer Verwirklichung ab. 
Hierüber werden Koalition und Bundesregierung zu Beginn der neuen 
Legislaturperiode entscheiden. 
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34. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie hat sich 1986 im Vergleich zu 1985 die Zahl 
der Aufgriffe (Anzahl der Fälle und Mengen) 
beim Schmuggel von Betäubungsmitteln durch 
die Zolldienststellen an der deutsch-niederländi- 
schen Grenze entwickelt, und wie hoch schätzt 
die Bundesregierung die Entwicklung der ent- 
sprechenden Dunkelziffer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. November 1986 


Die meisten Rauschgift- Sicherstellungen erfolgten bei Zolldienststellen 
an den Verkehrswegen Straße und Bahn. Die deutsch-niederländische 
Grenze war dabei nach wie vor ein Schwerpunkt. 1985 wurden an dieser 
Grenze allein rund 65 v. H. (1. Halbjahr 1986: rund 70 v. H.) aller an den 
Landesgrenzen auf gegriffenen Personen angetroffen. Bei den Tätern 
handelte es sich überwiegend um Verbraucher, die in den Niederlanden 
ihren Eigenbedarf deckten. 

Bei einem Vergleich der Aufgriffszahlen 1985/1986 (Fälle, Personen, 
sichergestellte Mengen) ist insgesamt ein leichter Anstieg in allen Teilbe- 
reichen festzustellen, wobei der Anstieg bei der Sicherstellung von Can- 
nabisharz (Haschisch) besonders deutlich ist. Dies bestätigt eine auch 
vom Bundeskriminalamt festgestellte Entwicklung erhöhter Cannabis- 
Sicherstellungen. 

Die Dunkelziffer ist nach Auffassung von Zoll und Polizei hoch. Zuverläs- 
sige Schätzungen dazu stehen jedoch nicht zur Verfügung. 


35. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Was wird die Bundesregierung im Bereich der 
Zolldienststellen unternehmen, um den wach- 
senden Problemen des Rauschgiftschmuggels zu 
begegnen, und wäre es nicht sinnvoll, nachdem 
die im grenzfernen Bereich operierenden zustän- 
digen Stellen bei der Kriminalpolizei und dem 
Bundeskriminalamt personell verstärkt wurden, 
jetzt auch die Personalausstattung der Zoll- 
dienststellen, die schließlich an der Nahtstelle 
Grenze arbeiten, zu verbessern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. November 1986 

Die Zahl der hauptsächlich zur Bekäiripfung des Schmuggels mit Betäu- 
bungsmitteln eingerichteten Sondertrupps der Zollverwaltung ist in den 
letzten sechs Jahren um 18 von 66 auf 84 erhöht worden. Eine weitere 
Erhöhung ist nicht vorgesehen, da noch genauere Kontrollen zu Behinde- 
rungen im Reiseverkehr führen, die im Widerspruch zu den angestrebten 
Erleichterungen beim Grenzübertritt innerhalb der EG stehen. 


36. Abgeordneter Warum wird bei der Berechnung der Kraftfahr- 

Poß zeugsteuer für Personenkraftwagen nicht die 

(SPD) exakte Kubikzentimeterzahl als Bemessungs- 

größe zugrunde gelegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. November 1986 

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes (KraftStG) wird 
die Jahressteuer für Personenkraftwagen mit Hubkolbenmotoren für 
je 100 Kubikzentimeter Hubraum oder einem Teü davon berechnet. 



Drucksache 10/6476 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Diese Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung. Hersteller und 
Halter von Personenkraftwagen haben sich darauf eingestellt. Halter von 
Personenkraftwagen können insbesondere auch an Hand von verhältnis- 
mäßig einfachen Tabellen ihren Steuerbescheid prüfen. 

37. Abgeordneter Welche zwingenden Gründe sieht die Bundesre- 

Poß gierung, an den in § 9 Kraftfahrzeugsteuer- 

(SPD) gesetz fixierten Aufrundungsvorschriften fest- 

zuhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. November 1986 

Würde die Steuer nach der genauen Kubikzentimeterzahl berechnet, 
müßten die Steuertabellen für Personenkraftwagen auf den hundertfa- 
chen Umfang ausgeweitet werden. Bei den übrigen Fahrzeugen, bei 
denen die Steuer nach „je 200 Kilogramm Gesamtgewicht oder einem 
Teil davon" berechnet wird, würde der Umfang ohne Rundung sogar auf 
das Zweihundertfache ansteigen. 

Die Steuerberechnung nach der genauen Kubikzentimeterzahl würde in 
jedem Einzelfall zu einer geringfügig niedrigeren Steuer führen können. 
Bei einem Gesamtbestand von über 33 Millionen Fahrzeugen wäre 
jedoch wegen der großen Zahl der Steuerfälle eine Erhöhung der Steuer- 
sätze erforderlich, um Steuermindereinnahmen zu vermeiden. Im Hin- 
blick auf die geringen Auswirkungen, die sich bei den einzelnen Steuer- 
pflichtigen ergeben, und den mit einer Änderung der Bemessungs- 
grundlagen verbundenen Verwaltungsaufwand halte ich eine Änderung 
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes nicht für zweckmäßig. 


38. Abgeordneter Denkt die Bundesregierung an eine Erhöhung 

Würtz (von 200 Liter auf 600 Liter) der abgabenfreien 

(SPD) Treibstoffmenge im grenzüberschreitenden 

Kraftverkehr? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. November 1986 

Da Dieselkraftstoff in den EG-Mitgliedstaaten unterschiedlich besteuert 
wird, würde eine Erhöhung der abgabenfreien Treibstoff menge im 
grenzüberschreitenden Verkehr zu Wettbewerbsverzerrungen und auch 
zu Verkehrsverlagerungen führen. Die Bundesregierung vermag daher 
dem Richtlinienvorschlag der EG-Kommission zur Erhöhung der Treib- 
stoff-Freimenge im innergemeinschaftlichen Güterverkehr zur Zeit nicht 
zuzustimmen. Es bleibt der Fortgang der Diskussion über Harmonisie- 
rungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Steuern und Abgaben im gewerb- 
lichen Straßengüterverkehr im Zusammenhang mit der Schaffung des 
freien Verkehrsmarktes in der Gemeinschaft abzuwarten. 


39. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteüen, wie hoch 

Dr. Struck bei den Vorschlägen und Beratungen zur Schaf - 

(SPD) fung des Artikels 106 Abs. 5 GG anläßlich der 

Finanzreform die Variationsbreite der Hebesätze 
zur gemeindlichen Einkommensteuer angenom- 
men wurde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 12. November 1986 

Die Sachverständigen-Kommission für die Finanzreform hatte in ihrem 
Gutachten („Troeger- Gutachten") vorgeschlagen, die Gemeinden mit 
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38 v. H. an dem Anteil der Einkommen-/Lohnsteuer zu beteiligen, der 
innerhalb der Proportionalzone liegt. Die Gemeinden sollten das Recht 
erhalten, Hebesätze für diese Gemeindeeinkommensteuer zu beschlie- 
ßen und entsprechend ihrem Bedarf die Einkomm ensteuerbelastung des 
einzelnen Steuerpflichtigen örtlich verändern zu können. Die Hebesätze 
sollten sich in einer Spanne von 80 v. H. bis 120 v. H. bewegen und 
jeweils durch 10 teilbar sein. 


40, Abgeordneter Welche Überlegungen waren für eine Begren- 

Dr. Struck zung der variablen Hebesätze angestellt 

(SPD) worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 12. November 1986 

Durch die Begrenzung der variablen Hebesätze auf fünf Stufen von 
80 v. H. bis 120 v. H. sollten nach den Vorstellungen der Sachverständi- 
gen-Kommission für die Finanzreform allzu große Aufkommensunter- 
schiede von Ort zu Ort ausgeschlossen und das Erhebungsverfahren 
vereinfacht werden. 


41. Abgeordneter Wie hoch wäre, wenn die damaligen Überlegun- 

Dr. Struck gen bei der Verfassungsregelung auch in ein 

(SPD) Gesetz zur Schaffung einer kommunalen Ein- 

kommensteuer mit Hebesatzrecht eingegangen 
wären, das finanzielle Volumen für die Gemein- 
den, die ihre Hebesätze voll über den Durch- 
schnitt ausgeschöpft hätten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 12. November 1986 

Bei einer Regelung entsprechend den damaligen Vorstellungen der 
Sachverständigen-Kommission für die Finanzreform erhielten die 
Gemeinden bei einem Hebesatz von 100 v. H. nach einer groben Schät- 
zung in diesem Jahr ca. 27,8 Milliarden DM. Würde der Hebesatz in allen 
Gemeinden auf 120 v. H. angehoben, ergäben sich nach diesen modell- 
haften Annahmen rein rechnerisch Mehreinnahmen in Höhe von 5,5 Mil- 


Ist der Bundesregierung das Memorandum des 
Zentralverbands des Kraftfahrzeuggewerbes zur 
umsatzsteuerlichen Behandlung gebrauchter 
Kraftfahrzeuge in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom September 1986 bekannt, und ist die 
Bundesregierung bereit, aus diesem Memoran- 
dum Konsequenzen für eine steuerliche Entla- 
stung beim Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge 
durch das Kraftfahrzeuggewerbe zu ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 12. November 1986 

Der Bundesregierung ist das Memorandum des Zentralverbands des 
Kraftfahrzeuggewerbes zur umsatzsteuerlichen Behandlung gebrauchter 
Kraftfahrzeuge in der Bundesrepublik Deutschland vom September 1986 
bekannt. Die Entscheidung über eine umsatzsteuerliche Sonderregelung 
für den Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge muß auf EG-Ebene getroffen 
werden. Vor einer solchen Entscheidung sieht sich die Bundesregierung 


liarden DM. 


42. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 
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auf Grund der Regelung in Artikel 32 der 6. EG-Richtlinie zur Harmoni- 
sierung der Umsatzsteuern vom 17. Mai 1977 daran gehindert, den 
gesetzgebenden Körperschaften die Einführung einer nationalen Sonder- 
regelung zur Umsatzbesteuerung von Gebrauchtwagen vorzuschlagen. 


43. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Wie werden Fahrten eines Arbeitnehmers zwi- 
schen Wohnung und Arbeitsstätte steuerlich be- 
handelt, wenn er dazu ein Kraftfahrzeug ver- 
wendet, das ihm im Wege eines Leasing- Vertra- 
ges überlassen worden ist; ist dabei, gegebenen- 
falls aus welchen Gründen, eine unterschiedli- 
che Behandlung gegenüber Taxikosten und 
Kosten eines vorübergehend gemieteten Wa- 
gens gerechtfertigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 11. November 1986 

In § 9 Abs. 1 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) ist fest- 
gelegt, daß bei Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit dem 
eigenen Kraftfahrzeug der Kilometerpauschbetrag von 0,36 DM anzu- 
wenden ist. Bei geleasten Kraftfahrzeugen ist der Arbeitnehmer zwar 
grundsätzlich nicht als Eigentümer des Kraftfahrzeuges zu werten. Die 
obersten Finanzbehörden der Länder haben jedoch im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen im Erlaßwege bestimmt, daß auch in 
diesen Fällen nur der Küometerpauschbetrag des § 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
angesetzt werden kann. 

Diese Entscheidung hat der Bundesfinanzhof bereits mit Urteil vom 
3. Dezember 1974 bestätigt. Danach kann ein Arbeitnehmer auch dann 
nur den Kilometerpauschbetrag in Anspruch nehmen, wenn er nicht 
Eigentümer des Kraftfahrzeugs ist, er jedoch über das Kraftfahrzeug eine 
eigentümerähnliche Verfügungsgewalt ausübt. Denn der Zweck des § 9 
Abs. 1 Nr. 4 EStG wird nur dann erreicht, wenn alle wirtschaftlich ver- 
gleichbaren Fälle gleich behandelt werden. Dies ist jedöch nur möglich, 
wenn die Vorschrift auch auf solche Fälle - hier den Leasing-Fall - an- 
gewandt wird, in denen ein „eigenes Kraftfahrzeug" im Wortsinn des § 9 
Abs. 1 Nr. 4 EStG nicht gegeben ist. 

Taxikosten oder Kosten eines vorübergehend gemieteten Kraftfahrzeugs 
fallen nicht unter diese Regelung, so daß es hier beim Abzug der tatsäch- 
lichen Aufwendungen verbleibt. 


44. Abgeordneter Welcher Steuerausfall würde ein treten, wenn 

Dr. Struck man im Tarif 1988 den unteren Proportionalsatz 

(SPD) von 22 v. H. auf 20 v. H. senken, Beginn und 

Ende der unteren Proportionalzone, Progres- 
sionszone und obere Proportionalzone beibehal- 
ten und am Ende der unteren Proportionalzone 
einen Tarifsprung von 20 v. H. auf 22 v. H. in 
Kauf nehmen würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 12. November 1986 
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Rein rechnerisch würden sich unter den genannten Voraussetzungen im 
Entstehungsjahr 1988 Mindereinnahmen in einer Größenordnung von 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

45. Abgeordneter Lassen sich inzwischen die Auswirkungen des 

Stiegler verminderten Dollarkurses auf die Konsum- und 

(SPD) Investitionsgüterbranche abschätzen, und wie 

wird sich nach der gegenwärtigen Datenlage die 
Dollarkursentwicklung insbesondere auf die 
Porzellan-, Glas- und Textilindustrie auswirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 10. November 1986 

Für die Hersteller von Konsum- und Investitionsgütern in der Bundes- 
republik Deutschland können sich durch die Dollarkursentwicklung 
positive wie negative Auswirkungen ergeben: 

Auf der einen Seite verbessert sich die preisliche Wettbewerbssituation 
von Konkurrenzunternehmen aus dem Dollarraum. Ob und gegebenen- 
falls in welchem Umfang dies zu Absatzeinbußen der deutschen Herstel- 
ler führt, hängt von einer Vielzahl von Einflußfaktoren ab. So spielt z. B. 
eine Rolle, ob die ausländischen Firmen ihre Dollarpreise unverändert 
lassen oder anheben. Ferner ist von Bedeutung, ob die Preise ein ent- 
scheidender Wettbewerbsparameter sind oder hinter anderen Elementen 
wie Qualität, Technologie, Service usw. zurücktreten, wie dies vielfach 
bei hochwertigen Industrieprodukten der Fall ist. 

Auf der anderen Seite ergeben sich positive Auswirkungen in dem Maße, 
in dem durch rückläufige DM-Preise ausländischer Vorprodukte die 
Produktionskosten im Inland sinken und die Realeinkommen stärker 
wachsen. Dies begünstigt sowohl die heimischen Konsumgüterhersteller 
als auch die Investitionsgüterproduzenten. 

Im Bereich Textil/Bekleidung lagen Auftragseingänge und Produktion im 
ersten Halbjahr 1986 über den Vergleichszahlen des Vorjahres. Bei 
Porzellan und Glas blieb die Produktion etwa auf dem Vorjahresniveau, 
In allen drei Branchen haben die Ausfuhren weiter zugenommen; sie 
gehen wie in der Vergangenheit überwiegend in den EG- und EFTA- 
Raum. Spezifische Auswirkungen des veränderten Dollarkurses für diese 
drei Branchen lassen sich damit jedenfalls bisher nicht belegen. 


46. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Zu welchen Ergebnissen ist das Gutachten, das 
nach Auskunft der Bundesregierung vom 23. De- 
zember 1985 (Drucksache 10/4634) der Bundes- 
minister für Wirtschaft abgegeben hat, gekom- 
men, das die bisherigen Erfahrungen mit der 
verbrauchsabhängigen Abrechnung und deren 
Beitrag zur Energieeinsparung im einzelnen prü- 
fen soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 10. November 1986 


Das Gutachten des Hamburger Forschungsinstituts GEWOS zur ver- 
brauchsabhängigen Heizkostenabrechnung zeigt, daß diese Abrech- 
nungsart in knapp zehn Millionen Haushalten zu einem durchschnittli- 
chen Energieminderverbrauch von 13 v. H. führt. Die verbrauchsabhän- 
gige Abrechnung hat sich nach dem Gutachten im Wohnungsbestand 
insgesamt eingespielt und wird von einer breiten Mehrheit der Verbrau- 
cher akzeptiert. Die positive Beurteüung nimmt mit der Dauer der 
Anwendung dieser Abrechnungsart deutlich zu. Das güt auch für Ver- 
braucher, auf die Nachzahlungen von Heizkosten auf Grund der Abrech- 
nungen zukamen. 
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Das Gutachten macht allerdings auch deutlich, daß bei der Einführung 
und der praktischen Anwendung der verbrauchsabhängigen Heizkosten- 
abrechnung nicht selten Schwierigkeiten auftreten, die sich insbesondere 
durch bessere Information der Verbraucher seitens Vermieter und Ab- 
rechnungsfirmen mindern ließen. 

Die Bundesregierung wirkt im Interesse einer möglichst fehlerfreien 
Verbrauchsabrechnung auf verbesserte Kontrollmöglichkeiten der Ver- 
braucher hin. 


47. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Plant die Bundesregierung als Verordnungsge- 
ber eine Auflage, nach der vor der Montage von 
Verdunstermeßgeräten geprüft werden muß, ob 
die jeweilige Heizanlage für solche Meßgeräte 
geeignet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 10. November 1986 

Nach der Heizkostenverordnung dürfen nur solche Ausstattungen zur 
Verbrauchserfassung verwendet werden, die den anerkannten Regeln 
der Technik entsprechen oder deren Eignung auf andere Weise nachge- 
wiesen wurde. Die Ausstattungen müssen für das jeweilige Heizungssy- 
stem geeignet sein und so angebracht werden, daß ihre technisch ein- 
wandfreie Funktion gewährleistet ist. 

Die für Heizkostenverteüer auf Verdunstungsbasis einschlägige DIN- 
Norm 4713/4714 (Ausgabe Dezember 1980) enthält neben Anforderun- 
gen an die Montage dieser Erfassungsgeräte auch Angaben über deren 
technisch bedingte Einsatzgrenzen. 

Die Bundesregierung hat keine Möglichkeit zu überwachen, ob die 
entsprechenden technischen Regeln im Einzelfall eingehalten werden. Es 
liegt in der Verantwortung der Abrechnungsfirmen, bei der Auswahl und 
Montage von Heizkostenverteüern DIN-konforme Arbeit zu leisten. 
Hierzu sind sie dem Hauseigentümer gegenüber vertraglich verpflichtet. 
Die Bundesregierung hält die bestehenden Vorschriften insoweit für 
ausreichend. Sie wirkt — wie dargelegt - auf verbesserte Kontrollmöglich- 
keiten durch die Verbraucher hin. 


48. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Verdun- 
stungsmeßgeräte falsche Werte liefern, wenn 
zwischen der Vor- und Rücklauftemperatur 
eines Heizkörpers eine Differenz von mehr als 
20° Celsius liegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 10. November 1986 


Nach der Heizkostenverordnung sind zwei Gruppen von Geräten zur 
Ermittlung des Heizwärmeverbrauchs zugelassen: Heizkostenverteüer 
(sogenannte Verdunster und sogenannte elektronische Geräte) und Wär- 
mezähler (Meßgeräte). 

Verdunster erfassen die Wärmeabgabe eines Heizkörpers auf der Grund- 
lage der mittleren Heizflächentemperatur. Die Differenz zwischen Vor- 
und Rücklauftemperatur des Heizwassers hat keinen Einfluß auf die 
Genauigkeit der Anzeige. Dies güt in vielen Fällen auch für elektronische 
Heizkostenverteüer (Ein- und Zweifühlergeräte). 

Soweit elektronische Heizkostenverteüer die Vor- und Rücklauftempera- 
tur von Heizkörpern berücksichtigen, verbessert sich die Anzeige mit 
zunehmender Temperaturdifferenz. Eine Differenz von mehr als 20° Cel- 
sius ist.mithin eher vorteühaft. 
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Im Unterschied zu Heizkostenverteilem zeigen Wärmezähler die Wärme- 
abgabe eines Heizkörpers in gesetzlichen Einheiten (z. B. Kilowattstun- 
den) an. Für diese Geräteart gelten im Eichrecht festgelegte Fehlergren- 
zen. Der Meßfehler nimmt mit zunehmender Spreizung zwischen Vor- 
und Rücklauftemperatur ab und darf sich innerhalb einer Toleranz von 
+/ — 8 v. H. bei Temperaturdifferenzen kleiner als 10° Celsius und 
+ / — 5 v. H. bei Temper aturdifferenzen oberhalb 20° Celsius bewegen. 

49. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 14. November 1986 

Die Bundesregierung hat die Gewährung neuer Ausfuhrdeckungen für 
Exporte in die Volksrepublik Polen im Rahmen des Deckungsplafonds 
von 100 Millionen DM bereits im Juli 1986 ausgesetzt, nachdem die 
polnische Seite ihren Zahlungsverpflichtungen aus den bestehenden 
büateralen Umschuldungsabkommen nicht mehr nachgekommen ist. 

50. Abgeordneter Gibt es nichtveröffentlichte Ausnahmeregelun- 

Dr. Czaja gen von den „Richtlinien für die Übernahme von 

(CDU/CSU) Ausfuhrgewährleistung vom 30. Dezember 

1983", insbesondere in den Kriterien für die För- 
derungswürdigkeit eines Ausfuhrgeschäftes un- 
ter Beachtung der „risikomäßigen Vertretbar- 
keit", und auf welchen rechtlichen Grundlagen 
können solche Ausnahmen auch dann geneh- 
migt werden, wenn sie risikomäßig nicht vertret- 
bar sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 14. November 1986 

Derartige Ausnahmeregelungen gibt es nicht. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

51. Abgeordnete Welche Förderungsmöglichkeiten für regionale 

Frau Erzeugergemeinschaften des Obst- und Gemü- 

Zutt seanbaus aus Bundesmitteln gibt es? 

(SPD) 


Besteht angesichts der konstanten Zahlungsver- 
weigerung der Volksrepublik Polen und des 
nicht hoch genug einzuschätzenden deutschen 
Verlustrisikos von fast 10 Milliarden DM noch 
„eine vernünftige Aussicht auf einen schadens- 
freien Verlauf" der von Hermes verbürgten Ex- 
portgeschäfte in die Volksrepublik Polen, und 
müssen diese Bürgschaften nicht sofort gestoppt 
werden, um so mehr als die Volksrepublik Polen 
büaterale und multilaterale menschenrechtliche 
Verpflichtungen konstant nicht erfüllt, jedoch 
bei allen, auch wirtschaftlichen und finanziellen 
Entscheidungen, die „Verpflichtungen aller 
staatlichen Gewalt" (Artikel 1 Abs. 1 GG) zum 
Schutz der Menschenwürde auch Deutscher vor 
Menschenrechtsverletzungen und - nach den 
Aussagen des Bundesministers des Auswärti- 
gen - das Eintreten für die Menschenrechte als 
Kernpunkt deutscher Friedenspolitik zu beach- 
ten sind? 
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52. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung darüber hinaus För- 
derungsmöglichkeiten im Rahmen der einzelnen 
Bundesländer bekannt? 


53. Abgeordnete 

Frau 

Zutt 

(SPD) 


Welche Förderungsmöglichkeiten für regionale 
Erzeugergemeinschaften des Obst- und Gemü- 
seanbaus aus Mitteln der EG sind der Bundesre- 
gierung bekannt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 10. November 1986 

Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse können nach Artikel 14 
der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse in den ersten fünf Jahren nach 
ihrer Anerkennung Startbeihilfen zur Förderung ihrer Gründung und zur 
Erleichterung ihrer Verwaltungstätigkeit erhalten. 

Außerdem können sie nach Ziffer 6.4 der Grundsätze für die Förderung 
im Bereich der Marktstrukturverbesserung, die Bestandteil der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" sind, Beihilfen zu Investitionen erhalten. 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß das Land Rheinland- Pfalz für 
die Errichtung eines Zentralmarktes für Obst und Gemüse (Pfalzmarkt) 
zusätzliche Förderungsmittel vorgesehen hat. 

Auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 355/77 des Rates über eine 
gemeinsame Maßnahme zur Verbesserung der Verarbeitungs- und Ver- 
marktungsbedingungen für landwirtschaftliche Erzeugnisse und für 
Erzeugnisse der Fischerei können Erzeugerorganisationen für Obst und 
Gemüse Investitionsbeihüfen aus dem Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Abteüung Ausrichtung, 
erhalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


54. Abgeordneter 

Sauer 

(Stuttgart) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die ambulante und klinische Rheu- 
matologie, insbesondere in Sicht auf eine besse- 
re Versorgung der Rheumakranken durch fach- 
lich qualifizierte Rheumatologen, in den letzten 
Jahren in der Bundesrepublik Deutschland ent- 
wickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 6. November 1986 


Wie aus dem Rheumabericht hervorgeht, den die Bundesregierung 1984 
dem Parlament vorgelegt hat (Drucksache 10/850), haben sich nach 
Einführung der Teilgebietsbezeichnung „Rheumatologie" für Internisten 
und Orthopäden die Möglichkeiten einer qualifizierten Versorgung der 
Rheumapatienten gebessert. Über den Rheumabericht 1984 hinausge- 
hende Erkenntnisse liegen der Bundesregierung z. Z. nicht vor. In Vorbe- 
reitung des Rheumaberichtes, den die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag 1987 vorlegen wird, hat sie die für diese Frage zuständigen 
Bundesländer gebeten, zur neueren Entwicklung Stellung zu nehmen. Die 
Antworten auf diese Frage werden bis Anfang 1987 erwartet. 
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55. Abgeordneter 

Schäfer 

(Ottenburg) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesministers im Kanzleramt, Dr. Schäuble, 
wonach in der nächsten Legislaturperiode zur 
Sanierung des Gesundheitswesens „generell 
eine Eigenleistung im Krankheitsfall einzufüh- 
ren sei, und zwar auch für die Mitarbeiter des 
öffentlichen Dienstes und Beamten"? 


56. Abgeordneter 

Schäfer 

(Ottenburg) 

(SPD) 


Bedeutet die Aussage des Bundesministers im 
Kanzleramt, Dr. Schäuble, daß über die beste- 
hende Eigenleistung für die Krankenversiche- 
rung eine zusätzliche finanzielle Belastung auf 
die Bürger zukommt, und woran ist im einzelnen 
gedacht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 6. November 1986 


Die Bundesregierung beabsichtigt, in der nächsten Legislaturperiode^ 
eine Stmkturreform der gesetzlichen Krankenversicherung durchzufüh- 
ren. Dabei muß in die Überlegungen auch die Frage einer Eigenleistung 
im Krankheitsfall einbezogen werden. Soweit dabei Neuregelungen zur 
Eigenbeteiligung vorgesehen werden, sind diese aus Gründen der 
Gleichbehandlung auch für Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes und 
Beamte anzuwenden, die in der gesetzlichen Krankenversicherung versi- 
chert sind. In dieser Richtung hat sich auch der Chef des Bundeskanzler- 
amtes, Dr. Schäuble, zur Selbstbeteiligung in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung geäußert. 

Durch die geplante Strukturreform soll eine Eindämmung der Kostenent- 
wicklung im Gesundheitswesen erreicht werden, die auch zu einer Entla- 
stung des einzelnen Beitragszahler führt. 

Festlegungen über den Inhalt der Reform im einzelnen sind noch nicht 
getroffen, so daß dazu keine Angaben gemacht werden können. 


Wie beurteüt die Bundesregierung das „Über- 
einkommen über die Chancengleichheit und die 
Gleichbehandlung männlicher und weiblicher 
Arbeitnehmer: Arbeitnehmer mit Familienpflich- 
ten" (Übereinkommen 156 der Internationalen 
Arbeitskonferenz) im Hinblick auf seine Eig- 
nung, eine tatsächliche und wirksame Gleichbe- 
handlung von Männern und Frauen im Berufsle- 
ben zu fördern? 


Hat die Bundesregierung die Absicht, die Ratifi- 
zierung dieses Übereinkommens einzuleiten, 
bzw. welche Gründe sind für die Bundesregie- 
rung maßgebend dafür, das nicht zu tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 11. November 1986 

Die Bundesregierung sieht in dem Übereinkommen 156 der Internationa- 
len Arbeitsorganisation ein geeignetes Instrument, die tatsächliche und 
wirksame Gleichstellung von Männern und Frauen im Berufsleben zu 
fördern, da es auf eine Politik der Chancengleichheit und der Gleichbe- 
handlung männlicher und weiblicher Arbeitnehmer abzielt. Benachteili- 
gungen, vor allem der Frauen, sollen abgebaut und, soweit dies mögüch 
ist, Konflikte zwischen Berufs- und Familienpflichten vermieden werden. 


57. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 


58. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 
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Die Politik der Bundesregierung stimmt grundsätzlich mit diesen Zielen 
des Übereinkommens überein. Ihre Politik ist auf eine tatsächliche Chan- 
cengleichheit der Frau sowie die Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen im Erwerbsleben gerichtet. Dabei sind selbstverständlich auch die 
Arbeitnehmer - Männer wie Frauen - mit Familienpflichten einbezogen. 
Die hierzu getroffenen Maßnahmen bei der Arbeitsmarktpolitik, Beschäf- 
tigungspolitik, Sozialversicherungspolitik, Familienpolitik und Bildungs- 
politik entsprechen voll den Zielsetzungen des Übereinkommens. 

Der Meinungsbildungsprozeß bei der Bunde sregierung zu einer Ratifizie- 
rung des Übereinkommens 156 der Internationalen Arbeitsorganisation 
ist noch nicht abgeschlossen. Problematisch erscheint im wesentlichen 
Artikel 8 des Übereinkommens. Nach dieser Vorschrift dürfen Familien- 
pflichten als solche kein Kündigungsgrund sein, d. h., daß Arbeitgeber 
das Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern nicht allein auf Grund ihrer 
Familienpflichten beenden können. Nach unserem Kündigungsrecht 
bedarf aber die Kündigung eines nicht unter den Geltungsbereich des 
Kündigungsschutzgesetzes fallenden Arbeitsverhältnisses in der Regel 
keiner Begründung und unterliegt deshalb insoweit keiner gerichtlichen 
Nachprüfung. Nicht unter das Kündigungsschutzgesetz fallen Arbeits- 
verhältnisse in Kleinbetrieben und Arbeitsverhältnisse, die weniger als 
sechs Monate bestehen. Die Kleinbetriebe sind 1951 aus dem Geltungs- 
bereich des Kündigungsschutzgesetzes herausgenommen worden, weü 
hier wegen der meist sehr engen persönlichen Bezieh ungen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine sinnvolle Zusammenarbeit nicht 
mehr möglich ist, wenn der Arbeitgeber sich von einem Arbeitnehmer 
trennen will. 


59. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


Kann die Bundesregierung den Bericht des 
„Handelsblatt" vom 10./11. Oktober 1986 be- 
stätigen, wonach erstmalig bei der Besetzung 
der Stelle des Sozialattaches in Südafrika das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung den Vorschlag des DGB zurückgewiesen 
habe und nun eine der CSU angehörende Beam- 
tin aus dem bayerischen Arbeitsministerium für 
diese Position vorgesehen sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 13. November 1986 

Die Zeitungsmeldung, der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
habe für die zur Besetzung anstehende Stelle des Sozialreferenten in 
Pretoria eine Beamtin aus dem bayerischen Arbeitsministerium ins 
Gespräch gebracht, ist falsch. Anliegen des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung ist es - wie in allen anderen Fällen - daß auch 
die Sozialreferentenstelle in Pretoria mit dem (der) geeignetsten Be- 
werberin) besetzt wird, unabhängig davon, von wem er (sie) vorge- 
schlagen wurde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


60. Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Wie hat sich die Zahl der Kriegsdienstverweige- 
rer nach dem Inkrafttreten des neuen Zivil- 
dienstrechts entwickelt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 5. November 1986 

Im Jahr 1982 - dem letzten von der Neuregelung des Rechts der Kriegs- 
dienstverweigerung unbeeinflußten Jahr - haben 59 766 Wehrpflichtige 
einen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer gestellt. Im 
Jahr 1985 waren es 53 907 Antragsteller. 

Die Jahre 1983 mit 68334 Antragstellern und 1984 mit 43 875 Antragstel- 
lern scheiden als Vergleichsjahre aus, weil wegen des Stichtages 1. Juli 
1983 für die Verlängerung des Zivildienstes viele Anträge vorgezogen 
wurden und dadurch 1983 besonders hohe, 1984 besonders niedrige 
Zahlen zu verzeichnen waren. 

In den ersten drei Quartalen des Jahres 1986 sind 40992 Anträge einge- 
gangen. Das sind 3 101 (7 v. H.) weniger als in den ersten drei Quartalen 
des Jahres 1982, in denen 44 093 Anträge gestellt worden sind. 


61. Abgeordneter Wie viele Fälle von Totalverweigerung gibt es? 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 5. November 1986 

Die Bundesregierung versteht unter „Totalverweigerern" alle Wehr- 
pflichtigen, die es ablehnen, sich dem Verfahren auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer zu unterziehen, und die nach Einberufung jegli- 
che Dienstausübung verweigern. Sie sind wie alle anderen Soldaten zu 
behandeln, die wiederholt Gehorsamsverweigerung begehen. Sie wer- 
den aus der Bundeswehr entlassen, wenn gegen sie eine Freiheitsstrafe 
von einem Jahr oder mehr verhängt ist. 

Zahlenmäßige Nachweise über die Motive für diese Dienstpflichtverlet- 
zungen und damit über die Anzahl der Totalverweigerer liegen nicht vor. 


62. Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 


Auf welchen Betrag belaufen sich die Kosten 
(Bewirtung, Unterbringung und Transport der 
Teünehmer, Raummiete, Porto etc.) für die Ma- 
növergäste der Herbstübung „Fränkischer 
Schild"? 


63. Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 


Wie viele Gäste nahmen an der Herbstübung teil, 
und wie setzte sich der eingeladene Personen- 
kreis national und international zusammen? 


64. Abgeordneter 

Kolbow 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung 
in der Main-Post vom 475. Oktober 1986, 
„Generalleutnant Karl Erich Diedrichs, als Kom- 
mandierender General des III. Korps Leiter des 
Manövers, soll wegen gehäufter Repräsenta- 
tionsverpflichtungen nur wenig von der Übung 
mitbekommen haben, und den Kommandeuren 
der einzelnen Verbände wird es nicht viel anders 
ergangen sein" und darin angesprochene Be- 
richte, wonach „etwa kurzfristig einige Dutzend 
Rostbratwürste per Hubschrauber aus Nürnberg 
eingeflogen wurden oder daß ein Omnibus über 
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-zig Kilometer in Marsch gesetzt wurde, damit 
Mitglieder einer Besuchergruppe ihr Gepäck 
nicht vom Hubschrauberlandeplatz zur Unter- 
kunft tragen mußten - Entfernung: knapp 
150 Meter"? 


Hält die Bundesregierung auf der Grundlage sol- 
cher Meldungen das Konzept der Öffentlich- 
keitsarbeit des Bundesministers der Verteidi- 
gung nicht für dringend überdenkenswert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 6. November 1986 

1. Die Ausgaben für Presse und Gäste bei der Heeresübung 1986 wurden 
grundsätzlich nach folgenden Vorgaben des Bundesministeriums der 
Verteidigung abgewickelt: 

Die KSZE-Gruppe war Gast der Bundesregierung und im Rahmen des 
festgelegten Umfanges kostenfrei zu halten. 

Die Militär-Attache-Gruppe hatte für die Unterkunft selbst aufzu- 
kommen. 

Die ehemaligen Kommandeure kamen für sämtliche Kosten selbst auf. 

Ausländischen, geladenen Gästen wurde unentgeltlich Verpflegung 
zur Verfügung gestellt, dafür war ein Betrag bis 7 DM pro Tag ange- 
setzt. 

Sonstigen Gästen wurde aus Haushaltsmitteln der Öffentlichkeitsar- 
beit kostenlos Truppenverpflegung zur Verfügung gestellt. 

Kosten und Leistungen sind nicht umfassend in tabellarischer Form 
erfaßt. Folgende Angaben sind möglich: 

Bewirtungskosten für geladene Gäste, 

Presse und Besucher vor Ort: 

Unterbringung der KSZE-Gruppe 

Raummiete der Main-Franken-Säle 
in Veitshöchheim als Pressezentrum 

Portokosten insgesamt 

An geladenen Gästen nahmen teü: 

davon: - national 

- alliiert 

- weitere Ausländer 

darunter: 153 akkreditierte Journalisten 

und 

18 Fernseh-, Füm- und Video-Teams 
(fünf ausländische) 

Die Bundesregierung hält es für außerordentlich begrüßenswert, daß 
Besucher aus Ost und West an solchen Manövern als Beobachter und 
Gäste teünehmen. Sie können so einen direkten Eindruck von der 
Einsatzfähigkeit, dem Verteidigungsauftrag und der Einordnung 
unserer Bundeswehr in die Demokratie erhalten. 

2. Die jährliche Großübung des Heeres hat also neben der rein militäri- 
schen eine politische und militärpolitische Bedeutung. 

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit in der Heeresübung ist vor die 
Aufgabe gestellt, der Bevölkerung, den nationalen wie internationa- 
len, politischen und militärischen Repräsentanten sowie den Medien 
Leistungsfähigkeit, Einsatzbereitschaft und innere Festigkeit der 


15 750 DM 

7 000 DM 

8 755 DM 
1 700 DM 

ca. 1 430 Personen 

ca. 1 110 Personen 
ca, 230 Personen 
ca. 90 Personen 


65. Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 
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Truppe aufzuzeigen und mit Hilfe der Übung sicherheitspolitische 
Zusammenhänge zu verdeutlichen. Die öffenüichkeitswirksame Dar- 
stellung der Verteidigungsfähigkeit hat einen strategischen Rang. 

Diesen Aufgaben kann sich der Kommandierende General des üben- 
den Korps und zugleich Leitender nicht entziehen. Er muß beiden 
Aufgabenfeldern gerecht werden: der Leitung der Übung und der 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Die Leitung der Übung durch den Kommandierenden General war zu 
keiner Zeit beeinträchtigt. Die repräsentativen und protokollarischen 
Erfordernisse waren mit Leitungsaufgaben organisatorisch und inhalt- 
lich abgestimmt. Der überwiegende Teü der hochrangigen Besucher 
wurde durch General Diedrichs während des Mittagessens im Gäste- 
und Pressestab wahrgenommen. Die Begegnung mit Gästen außer- 
halb dieser Kernzeit beschränkte sich auf gleichrangige ausländische 
Militärs, Vorgesetzte und Gruppen des Parlaments. 

Neben dem Leitenden der Übung standen auch der Inspekteur des 
Heeres und der Befehlshaber des Wehrbereichskommandos IV den 
hochrangigen Gästen zeitweise und geplant zur Verfügung. 

Es wurden keine Rostbratwürste zur Verpflegung der Gäste mit 
Hubschraubern aus Nürnberg eingeflogen. 

Bei dem Einsatz des Omnibusses handelt es sich um den Personen- 
transport der KSZE-Beobachter. Die Einplanung des Fahrzeugs war 
notwendig als Schlechtwetteraltemative, aus Sicherheitsgründen und, 
um die internationalen Gepflogenheiten einzuhalten. Der Bus wurde 
außerdem zum Transport des Arbeitskommandos des Gäste- und 
Pressestabes genutzt. 

3. Zweck der Öffentlichkeitsarbeit der Bundeswehr ist es, die Sicher- 
heitspolitik der Bundesrepublik Deutschland in der Öffentlichkeit 
verständlich und die Bevölkerung mit der Bundeswehr vertraut zu 
machen. 

Dies geschieht in vielfältiger Weise - zentral oder dezentral - durch 
Kontakte mit dem Bürger, Multiplikatorenarbeit, Seminare und 
Schrifttum, Arbeit an Schulen, Ausstellungen, Tage der offenen Tür 
und anderes mehr. 

Die öffentlichkeitsartbeit der Bundeswehr hat durch das breite Spek- 
trum der Maßnahmen eine spürbar positive Wirkung. Es besteht keine 
Veranlassung, das Konzept zu ändern. 


66. Abgeordneter In welchem Umfang führt die Bundeswehr soge- 

Dr. Friedmann nannte Fürsorgefahrten für die Wehrpflichtigen 

(CDU/CSU) durch, und welche Erfahrungen hat die Bundes- 

wehr mit diesen Fahrten bisher gemacht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 11. November 1986 

Bei Bedarf können alle Truppenteile nach eigenem Ermessen Fürsorge- 
fahrten mit Dienstkraftfahrzeugen zwischen der Truppenunterkunft und 
dem nächsten verkehrsgünstigen Bahnhof mit Eü- oder Schnellzughalt 
einrichten. Voraussetzung ist, daß auf der Strecke ein öffentliches Ver- 
kehrsmittel nicht oder nicht zu den für die Grundwehrdienstleistenden 
gefragten Zeiten, insbesondere Sonntagnacht, verkehrt. Dies güt insbe- 
sondere für verkehrsungünstig gelegene Standorte, an denen von der 
Möglichkeit der Durchführung von Fürsorgefahrten nahezu ausnahms- 
los Gebrauch gemacht wird (z. B. in Großengstingen, Kappeln, Pfullen- 
dorf, Ulmen, Stetten am kalten Markt, Wüdflecken). Eine Statistik über 
eingerichtete Fahrten wird nicht geführt. 
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Nach der Erfahrung nehmen die Grundwehrdienstleistenden das Beför- 
derungsangebot in den Fällen gerne an, in denen sie ihren Wohnort mit 
der Eisenbahn oder einem anderen öffentlichen Verkehrsmittel ohne 
größeren Zeitverlust erreichen können. Eine wünschenswerte spürbare 
Steigerung der Inanspruchnahme der Eisenbahn konnte durch die Ein- 
richtung der Fürsorgefahrten allerdings nicht erzielt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


67. Abgeordnete 

Frau 
Zutt 

(SPD) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Nach dem Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte werden 
künftig Richtlinien des Rates zur Rechtsangleichung auf dem Gebiet des 
Lebensmittelrechts nicht mehr nur durch einstimmigen Beschluß, son- 
dern nach dem neuen Artikel 100 a EWGV durch Mehrheitsentscheidun- 
gen des Rates zustande kommen. Der neue Artikel 100 a enthält Vorkeh- 
rungen, um auch in Zukunft hohe Standards in der Gemeinschaft zu 
gewährleisten bzw. eine allgemeine Absenkung der Standards oder eine 
Verschlechterung im deutschen Lebensmittelrecht zu vermeiden. Nicht 
zuletzt auf Grund des Drängens der Bundesregierung ist die EG-Kommis- 
sion nach Artikel 100 a Abs. 3 ausdrücklich verpflichtet worden, bei ihren 
Vorschlägen in den Bereichen Gesundheit und Verbraucherschutz von 
einem hohen Schutzniveau auszugehen. Im übrigen ermöglicht es die 
Schutzklausel in Artikel 100 a Abs. 4 für den Fall, daß eine Harmonisie- 
rungsmaßnahme mit qualifizierter Mehrheitsentscheidung erlassen wor- 
den ist, einem Mitgliedstaat, unter den dort genannten Voraussetzungen 
seine einzelstaatlichen Bestimmungen anzuwenden, die durch wichtige 
Erfordernisse im Sinne des Artikels 36, wozu der Gesundheitsschutz 
gehört, gerechtfertigt sind. 

Die Bundesregierung wird sich im Rahmen jeder Einzelmaßnahme zur 
Rechtsangleichung mit Nachdruck dafür einsetzen, daß das erreichte 
Niveau des Verbraucherschutzes nicht gesenkt wird. Auf die Beantwor- 
tung der Kleinen Anfrage der Fraktion der SPD über „Rechtsangleichung 
im Bereich EG -Binnenmarkt" (Drucksache 10/5376 vom 15. Mai 1986) 
wird Bezug genommen. 

In ihrer Mitteüung „Vollendung des Binnenmarktes: Das gemeinschaftli- 
che Lebensnüttelrecht" hat die EG-Kommission als Strategie für die 
Beschleunigung der Vollendung des Binnenmarktes die gegenseitige 
Anerkennung der in den Mitgliedstaaten geltenden Anforderungen auf 
breiter Ebene vorgeschlagen. Auf dem Gebiet der nicht dem Gesund- 
heitsschutz dienenden Rechtsvorschriften über die Zusammensetzung 
und Beschaffenheit von Lebensmitteln - den sogenannten qualitativen 
Spezifizierungen- soll nach Auffassung der EG-Kommission die 
Gemeinschaft von dem Erlaß von Rechtsvorschriften absehen. Statt des- 
sen sollen die Mitgliedstaaten ihre diesbezüglichen einzelstaatlichen 
Bestimmungen gegenseitig anerkennen. Der Befürchtung, daß diese Vor- 
gehensweise die Gefahr der Absenkung des Qualitätsniveaus auf die 
jeweüs in einem Mitgliedstaat geltenden niedrigsten Anforderungen mit 
sich bringe, begegnet die EG-Kommission mit der Ankündigung, in 
Konsultationen mit den für das Lebensmittelrecht und die Lebensmittel- 
überwachung zuständigen Beamten der Mitgliedstaaten und mit dem 


Inwieweit werden die relativ strengen Normen 
des deutschen Lebensmittelrechts bei der Ver- 
wirklichung des europäischen Binnenmarktes 
realisiert werden, und welche Vorbereitungen 
sind dafür getroffen? 
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Beratenden Lebensmittelausschuß einzutreten und zu prüfen, ob und auf 
welche Weise die betroffene Wirtschaft zu einer aktiven Qualitätspolitik 
angeregt werden sollte. Dieses vorläufig nur in Ansätzen mitgeteilte 
Konzept der EG-Kommission bedarf noch der Ausfüllung und späteren 
Erörterung zwischen der EG-Kommission und den Mitgliedstaaten. 

Die Bundesregierung wird jedenfalls auch insoweit mit allen geeigneten 
Mitteln darauf dringen, daß der Schutz der Verbraucher nicht gemindert 
wird. 

In welchem Umfang finden in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nach Kenntnis der Bundesre- 
gierung Wechseltransporte, wobei nacheinander 
Chemikalien und Lebensmittel in einem Trans- 
portgefäß befördert werden, statt, und in wel- 
chem Ausmaß werden diese Wechseltransporte 
entsprechend der Weisung des Bundesministers 
der Finanzen von den Zollbehörden überprüft? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 11. November 1986 

Über den Umfang von Wechseltransporten in der Bundesrepublik 
Deutschland liegen der Bundesregierung keine zuverlässigen Zahlenan- 
gaben vor. Auch die Berichte der Bundesländer über die durchgeführten 
Lebensmitteltransportkontrollen, aus denen sich ergibt, daß es nur in 
Einzelfällen zu Beanstandungen von Wechseltransporten gekommen ist, 
lassen keinen Schluß auf den Umfang von Wechseltransporten in der 
Bundesrepublik Deutschland zu. 

Entsprechend der Weisung des Bundesministers der Finanzen werden 
bei der zollamtlichen Abfertigung bei jedem Transportfahrzeug an den 
Grenzen die mitgeführten Fahrtenbücher und sonstigen Transportunter- 
lagen auch auf wechselweise Beförderung von Lebensmitteln und Che- 
mikalien überprüft. Im Verdachtsfalle benachrichtigt der Zoll die Lebens- 
mittelüberwachungsbehörden, die im Einzelfall über die Zulässigkeit der 
Weiterfahrt und gegebenenfalls die weitere Behandlung der Lebensmit- 
tel entscheidet. 

69. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 

Pauli Stoffe, von denen eine nachteilige Beeinflussung 

(SPD) der Lebensmittel zu befürchten ist, von Wechsel- 

transporten ausgeschlossen werden? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 11. November 1986 

Für die Transportbereiche Wein und andere Erzeugnisse im Sinne des 
Weingesetzes sowie Milch besteht schon eine bundeseinheitliche Rege- 
lung. Der übrige Bereich der Transporte von flüssigen Lebensmitteln wird 
durch die Vorschriften der in Vorbereitung befindlichen Lebensmittel- 
transportbehälter-Verordnung geregelt werden. Die Arbeiten an der Ver- 
ordnung sind so weit fortgeschritten, daß sie alsbald dem Bundesrat zu- 
geleitet werden kann. Außerdem werden im Bereich der technischen 
Normung durch das deutsche Institut für Normung spezielle bauliche 
Anforderungen an Transportbehälter festgelegt werden. 

70. Abgeordneter 
Purps 
(SPD) 


Ist es tatsächlich Auffassung der Bundesregie- 
rung, daß das Kindergeld eine staatliche Sub- 
vention und eine Prämie ist, mit der der Staat 
seine Bürger dafür belohnt, daß sie sich in der 
von ihm gewollten Weise verhalten? 


68. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Die von Ihnen genannte Wertung des Kindergeldes entspricht nicht der 
Auffassung der Bundesregierung. 

71. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung die Richtlinie 

Würtz des Rates der Europäischen Gemeinschaften 

(SPD) über die Qualität von Wasser für den menschli- 

chen Gebrauch (80/778/EWG) vom 15. Juli 1980 
erst jetzt zum 1. Oktober 1986 und dann nicht 
voll in deutsches (nationales) Recht umgesetzt? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Da nationale Durchführungsmaßnahmen die Bestimmungen einer Richt- 
linie inhaltlich hinreichend genau enthalten müssen, gab es wegen tech- 
nischer Schwierigkeiten bei den Grenzwerten von Stoffen Verzögerun- 
gen in der Umsetzung der Richtlinie. Einige Parameter der EG-Richtlinie 
wurden nicht umgesetzt, weil die vorhandenen Meßverfahren nicht aus- 
reichten, um die vorgegebenen Grenzwerte erfassen zu können bzw. weil 
nach dem Stand der Wissenschaft (Guidelines for Drinking Water Quality 
der WHO) eine Begrenzung einiger Stoffwerte nicht mehr erforderlich 
war. Einige Grenzwerte können durch den Nachweis anderer Stoffe und 
Eigenschaften mit erfaßt werden. Der Kommission sind die nicht umge- 
setzten Werte und die Gründe dafür mitgeteüt worden. 

72. Abgeordneter Wie sieht die Umsetzung dieser Richtlinie in den 

Würtz einzelnen Mitgliedstaaten der EG aus? 

(SPD) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Die Mitgliedstaaten der EG haben die Richtlinie des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften (80/778/EWG) vom 15. Juli 1980 in sehr unter- 
schiedliche Form umgesetzt. Schwierigkeiten und Probleme einer voll- 
ständigen Umsetzung werden von der Kommission gemeinsam mit allen 
Mitgliedstaaten beraten. 

73. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwick- 

Stahl lung der Pflege- und Betreuungslage von 

(Kempen) schwerst pflegebedürftigen Menschen in Alten- 

(SPD) und Pflegeheimen (z. B. bezüglich der Personal- 

ausstattung wie ausreichende Zahl von qualifi- 
ziertem Personal, Arbeitsbedingungen des Per- 
sonals, räumliche und medizinische Ausstattung 
der Heime, Belegungsquote und einer funktions- 
fähigen Fach auf sicht der Heime), und was hat 
die Bundesregierung bislang unternommen, um 
eine ausreichende Versorgung zu gewährlei- 
sten? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Die Bundesregierung hat schon bei der Beantwortung der Großen 
Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN „Altenhüfepolitik in der Bundesre- 
publik Deutschland“ (Drucksache 10/2957) ausführlich zur Situation in 
Pflegeheimen Stellung genommen. 
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Der Bundesregierung ist bekannt, daß durch das höhere Eintrittsalter bei 
Heimaufnahme und den damit verbundenen tendenziell schlechteren 
Gesundheitszustand die Pflegesituation insgesamt schwieriger geworden 
ist. Nach einer in Mannheim vorgenommenen Untersuchung von 
H. Bickel und Jutta Jaeger „DIE INANSPRUCHNAHME VON HEIMEN 
IM ALTER" (Zeitschrift für Gerontologie - Heft 19/1986) lag das Durch- 
schnittsalter 1982 bei Heimaufnahme bei 79 Jahren. 

Nach dem Heimgesetz muß eine ausreichende personelle Ausstattung für 
den Betrieb eines Heimes vorhanden sein. Den für die Durchführung des 
Heimgesetzes zuständigen Behörden in den Ländern obhegt es, die 
Einhaltung dieser Bestimmungen zu überwachen und erforderlichenfalls 
durch geeignete Maßnahmen im Rahmen ihres Ermessens unter Berück- 
sichtigung der Umstände des Einzelfalles auf eine ausreichende Perso- 
nalausstattung hinzuwirken. Art und Umfang der Personalausstattung 
sind so zu bemessen, daß sie den Interessen und Bedürfnissen der 
jeweiligen Bewohner entsprechen. Im Pflegebereich setzt dies insbeson- 
dere die Berücksichtigung der Art und Schwere der Krankheit oder 
Behinderung der Bewohner voraus. Die Personalschlüssel werden in der 
Praxis vor allem bei den Pflegesatzverhandlungen durch die zuständigen 
Landesbehörden festgelegt. 

Über den Erlaß einer Heimmindestpersonalverordnung, durch die ein 
bestimmter Personalschlüssel für pflegebedürftige Heimbewohner fest- 
gelegt werden sollte, konnte bisher keine Einigung mit den Ländern 
erzielt werden. Für den hier angesprochenen Kreis von schwerst pflege- 
bedürftigen Bewohnern enthielt der Verordnungsentwurf keinen 
bestimmten Personalschlüssel. Er sah vielmehr nur vor, daß bei gesteiger- 
ter Pflegebedürftigkeit die Zahl der Beschäftigten angemessen zu erhö- 
hen sei. 

Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit, wenn eine Zustimmung 
der Länder und anderer zu beteiligender Institutionen zu einem bestimm- 
ten Personalschlüssel im Pflegebereich gewährleistet erscheint, erneut 
prüfen, ob eine entsprechende Verordnung erlassen werden sollte. 


74. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Welche Konzepte hat die Bundesregierung, um 
der sich abzeichnenden weiteren Verschlechte- 
rung der Versorgungslage zu begegnen, und 
wann ist mit durchgreifenden Maßnahmen zur 
Verbesserung der Versorgung zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Nach der Aufgabenverteüung des Grundgesetzes ist es Aufgabe der 
Länder und Gemeinden, im Rahmen der Daseinsvorsorge für eine ange- 
messene Infrastruktur in diesem Bereich zu sorgen. Die Bundesregierung 
sieht, daß die Situation von stationär versorgten Pflegebedürftigen nicht 
unerheblich dadurch beeinflußt wird, daß die Kosten für die Heimunter- 
bringung z. Z. zu über 70 v. H. von den Trägern der Sozialhilfe aufge- 
bracht werden müssen. Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß 
sie eine Neuordnung der Finanzierung der Kosten der stationären Unter- 
bringung für notwendig hält. Wegen des hohen Finanzaufwandes, der 
damit verbunden ist, aber auch im Hinblick auf die strukturellen Pro- 
bleme, sie sich bei Zuweisung der Kosten auf einen neuen Träger erge- 
ben, ist mit einer kurzfristigen Lösung nicht zu rechnen. 


75. Abgeordneter 
Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) 


Welche Informationen hegen der Bundesregie- 
rung zur Erforschung der Ursachen und Behand- 
lungsmethoden der bislang nicht heübaren „ Mu- 
coviscidose" vor? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß es drei internationalen Arbeits- 
gruppen unter Beteiligung deutscher Wissenschaftler 1985 gelungen ist, 
dem Ort der defekten Anlage im Erbgut des Menschen mit Hilfe von 
„Gen-Markem" näherzukommen. In vielen Universitäts-Kliniken der 
Bundesrepublik Deutschland wird Mucoviscidose-Forschung betrieben. 
Zusätzlich bemühen sich Arbeitsgruppen an mehreren Universitäten in 
Zusammenarbeit mit Betroffenen-Organisationen, die neuen Erkennt- 
nisse für die Praxis verfügbar zu machen. Im Rahmen des Programms der 
Bundesregierung „Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit" wird ein Projekt im Bereich der Diagnostik der Mucoviscidose 
gefördert. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auf Grund des Suchtestes die 
Betroffenen frühzeitig erkannt werden können. Bemühungen um einen 
verbesserten Früherkennungs-Test sind ebenfalls bekannt. Verbesserun- 
gen im therapeutischen Bereich, sowohl was die physikalische Behand- 
lung als auch den Einsatz wirksamerer Medikamente zur symptomati- 
schen Behandlung angeht, haben zu einer deutlich gestiegenen Lebens- 
erwartung geführt. 

76. Abgeordneter Welche Überlegungen steht die Bundesregie- 

Dr. Hüsch rung an, die Erforschung der Krankheitsursa- 

(CDU/CSU) chen, des Krankheitsbüdes und der Behand- 

lungsmethoden bei Mucoviscidose und zur Hilfe 
für von der Krankheit Betroffene zu verstärken? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 10. November 1986 

Soweit neben der intensiven universitären Forschung Forschungspro- 
jekte der Bundesregierung vorgelegt werden, wird geprüft, ob sie im 
Rahmen der Schwerpunkte des Programms „Forschung und Entwicklung 
im Dienste der Gesundheit" berücksichtigt werden können. Die Bundes- 
regierung ist auch weiterhin bereit, über die Bundesarbeitsgemeinschaft 
„Hilfe für Behinderte" die Deutsche Gesehschaft zur Bekämpfung der 
Mucoviscidose zu fördern. 


77. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Behauptung des 

Menzel WDR-Magazins „Monitor" in der Sendung vom 

(SPD) 21. Oktober 1986 bestätigen, daß Dioxan - eine 

Verunreinigung, die bei der Herstellung von 
Shampoos und Badezusätzen entsteht- auch 
beim Menschen Krebs hervorrufen kann? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 11. November 1986 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß Dioxan in den Restmengen, die 
in Shampoos und Badezusätzen festgesteht worden sind, für den Men- 
schen gesundheitlich unbedenklich ist. Zwar ist Dioxan ein Stoff, der bei 
Versuchstieren unter bestimmten Bedingungen krebserzeugend wirkt. 
Diese Wirkung ist jedoch nur bei Verfütterung in hohen Dosen beobach- 
tet worden. Da der Stoff darüber hinaus keine erbgutverändemden Schä- 
digungen hervorruft, kann nach wissenschaftlicher Auffassung davon 
ausgegangen werden, daß die krebserzeugende Wirkung erst bei Über- 
schreiten eines Schwellenwertes auftritt. Die Mengen an Dioxan, die bei 
Anwendung kosmetischer Mittel vom Menschen aufgenommen werden 
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können, sind jedoch so gering, daß nach Mitteilung des Bundesgesund- 
heitsamtes ein sehr großer und daher ausreichender Sicherheitsfaktor 
gegenüber der Dosis besteht, die beim Tier noch keine biologische 
Veränderung bewirkt. 


78. Abgeordneter 

Menzel 


(SPD) 


Falls das zutrifft, was wird die Bundesregierung 
dagegen unternehmen, damit die Industrie in 
Zukunft auf Dioxan büdende Substanzen in die- 
sen Pflegemitteln verzichtet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 11. November 1986 

Es ist erklärtes Ziel der Bundesregierung, aus Gründen des vorbeugen- 
den Gesundheitsschutzes darauf hinzuwirken, daß die Belastung der 
Verbraucher mit gesundheitlich nicht unbedenklichen Stoffen soweit wie 
möglich vermieden wird. Daher hat das Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit die betroffene Wirtschaft sofort nach 
Bekanntwerden der Untersuchungsergebnisse zum Dioxangehalt in kos- 
metischen Mitteln aufgefordert, Restgehalte an Dioxan soweit wie mög- 
lich zu vermeiden und dioxanfreie Ersatzstoffe zu verwenden, soweit 
solche bereits zur Verfügung stehen. Im übrigen wird auf die Antwort der 
Bundesregierung auf die Frage des Abgeordneten Dr. Jens in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages am 2. Oktober 1986 hingewiesen 
(Anlage 7 zum Plenarprotokoll 10/235). 


79. Abgeordneter 

Werner 

(Dierstorf) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen, insbesondere zur Informa- 
tion der Öffentlichkeit und des Klinikpersonals, 
gedenkt die Bundesregierung zu treffen ange- 
sichts der Tatsache, daß die frühe Verabreichung 
von Säuglingsnahrung auf Kuhmilchbasis bei 
vielen Säuglingen zu einer Sensibilisierung ge- 
genüber Kuhmilchprotein führt und bei Kindern 
von Allergikern lebensbedrohend werden kann? 


80. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung die Durchführung 

Werner dieser Maßnahmen gewährleisten? 

(Dierstorf) 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 11. November 1986 

Kinder, die auf Grund ihrer familiären Belastung ein erhöhtes Allergieer- 
krankungsrisiko aufweisen, insbesondere wenn sie in den ersten Lebens- 
wochen nicht nur mit Muttermilch ernährt werden, können u. a. auch 
eine Allergie auf Kuhmilch bekommen. Hier können Sofortreaktionen 
wie Nesselsucht, Symptome von seiten des Magen-Darmtraktes oder der 
Atemwege auftreten. 

Verhaltenshinweise für betroffene Eltern sind wichtig. Sie wurden des- 
halb auch in die Broschüre „Das Baby" der Bundeszentrale für gesund- 
heitliche Aufklärung, die allen Entbindungskliniken bereits seit mehre- 
ren Jahren zur Verfügung steht, aufgenommen. Im übrigen ist davon 
auszugehen, daß eine sachgerechte ärztliche Beratung sichergestellt ist. 
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81. Abgeordneter 

Werner 

(Dierstorf) 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die in 
den letzten Jahren gehäuft auftretenden Lebens- 
mittelallergien in Zusammenhang stehen mit der 
Einwirkung von Umweltschadstoffen auf den 
Organismus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 11. November 1986 


Für die Annahme, daß Lebensmittelallergien in den letzten Jahren 
zunehmend auf treten, fehlen bisher stichhaltige Beweise. Eine leichte 
Zunahme, die auch von ernst zu nehmenden Wissenschaftlern vermutet 
wird, erklärt sich möglicherweise durch die Verbreitung des Lebens- 
mittelangebots und die Änderung der Lebensgewohnheiten, wie z. B. 
die heute sehr gewürzreiche Nahrungsmittelzubereitung. 

Ein allgemeiner Einfluß von Umweltschadstoffen auf das Auftreten von 
Lebensmittelallergien ist wissenschaftlich bisher nicht belegt. Der Bun- 
desregierung ist jedoch bekannt, daß es auf Grund experimenteller 
Ergebnisse und neuerer ausländischer Arbeiten Anhaltspunkte dafür 
gibt, daß Umweltfaktoren wie Zigarettenrauch oder Abgase von Verbren- 
nungsmotoren die Bereitschaft, allergiekrank zu werden, begünstigen. 

Im übrigen verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN „Zunahme und Ursachen von 
Allergien", Drucksache 10/1606, vom 13. Juni 1984. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


82. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß im Fall der Stillegung der Strek- 
ke Wuppertal-Elberfeld — Wuppertal- Cronen- 
berg die Erreichbarkeit der Bundesbahnschule 
Wuppertal-Boltenberg dadurch gewährleistet 
werden müßte, daß eigens ein Pendelbusverkehr 
nach Wuppertal- Elberfeld eingerichtet wird, und 
wie hoch wären die Kosten (einschließlich der 
Personalkosten -für den dann erforderlichen 
zweiten Hausmeister)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. November 1986 

Nach Aussage der Deutschen Bundesbahn (DB) trifft es zu, daß sie für 
den Fall der Einstellung des Reisezugbetriebes auf der Strecke Wupper- 
tal-Elberfeld — Wuppertal- Cronenberg überlegt, einen Pendelbus zur 
Bundesbahnschule Wuppertal- Boltenberg einzusetzen. Die Kosten für 
den Pendelverkehr einschließlich Personalkosten hat die DB mit rund 
96 TDM/Jahr ermittelt. 


83. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Investitionen in welcher Höhe hat die Deutsche 
Bundesbahn für die Unterhaltung oder Moderni- 
sierung der Strecke Wuppertal-Elberfeld — Wup- 
pertal-Cronenberg in den Jahren 1983, 1984, 
1985 und im laufenden Jahr vorgenommen, und 
in welcher Höhe werden sie für dieses und das 
nächste Jahr noch erwartet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. November 1986 

Die Investitionen für die Strecke Wuppertal-Elberfeld — Wuppertal- Cro- 
nenberg betrugen nach Angaben der Deutschen Bundesbahn in den 
Jahren 1983 30 TDM, 1984 50 TDM, 1985 180 TDM und werden in den 
Jahren 1986 voraussichtlich 55 TDM und 1987 voraussichtlich 480 TDM 
betragen. 


84. Abgeordnete 

Frau 

Borgmann 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn wäh- 
rend der Vertragsverhandlungen mit dem Land 
Nordrhein- Westfalen (Rahmenvereinbarung 

über die zukünftige Gestaltung des öffentlichen 
Schienenpersonennahverkehrs) keine Strecken 
stillegen wird, und güt das auch für Strecken, für 
die das Stillegungsverfahren bereits eingeleitet, 
aber noch nicht abgeschlossen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. November 1986 

Das Land Nordrhein-Westfalen und die Deutsche Bundesbahn (DB) 
haben am 6. Oktober 1986 Einigkeit darüber erzielt, bis zum 1. Juli 1987 
einen Rahmenvertrag zur Sicherung des Kurz- und Mittelstreckenver- 
kehrs in Nordrhein- Westfalen abzuschließen. Diese Übereinkunft zwi- 
schen Land und DB bedingt, daß für die im DB-Entwurf einer Rahmen- 
vereinbarung benannten Strecken der Status quo zunächst erhalten 
bleibt. 


85. Abqeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung begründen, aus wel- 
chem Grund im Bundesbahnausbüdungswerk 
Nürnberg 33 Ausbüdungsplätze abgebaut wur- 
den, und welche Maßnahmen wird die Bundes- 
regierung ergreifen, um in der Region Nürnberg 
die weggefallenen Ausbüdungsplätze zur Verfü- 
gung zu steüen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 11. November 1986 


Es trifft nicht zu, daß im Ausbesserungswerk (AW) Nürnberg der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) Ausbüdungsplätze abgebaut werden. Die 
Gesamtzahl der im AW Nürnberg angebotenen Ausbüdungsplätze bleibt 
auch 1987 erhalten. AUerdings geht der eigene Ausbüdungsbedarf der 
DB im AW Nürnberg in den nächsten zwei bis drei Jahren zurück. 


86. Abgeordneter 

Süegler 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich eine 
Reihe mittelständischer Transportunternehmen 
für Bitumen in Bayern durch den von der Tarif - 
kommission des Güterverkehrs vorgeschlagenen 
Ausnahmetarif 211 (Tarif antrag Nr. 1434/85) von 
wenigen Großunternehmen aus dem Wettbe- 
werb gedrängt fühlen, und was wird sie unter- 
nehmen, um im Genehmigungsverfahren einen 
Tarif durchzusetzen, der auch den Interessen der 
mittelständischen Transportunternehmer Rech- 
nung trägt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 10. November 1986 

Die von den mittelständischen Transportunternehmern gegen die Einfüh- 
rung des Kontrakttarifs 211 (Bitumen u. a.) vorgebrachten Bedenken und 
Sorgen sind der Bundesregierung bekannt. 

Da die Tarifkommission des Güterfernverkehrs (TKF) trotz dieser Beden- 
ken auf einer Genehmigung ihres Beschlusses besteht, hat das Bundes- 
ministerium für Verkehr die am Tarifbüdungsverfahren Beteiligten und 
die Vertreter der betroffenen Transportunternehmer zu einer Anhörung 
am 14. November 1986 eingeladen. Dabei geht es vor allem darum, die 
vorgebrachten Bedenken und die aufgezeigten Altemativlösungen zu 
erörtern und zu prüfen. 

Die Bundesregierung wird den TKF-Beschluß nur dann genehmigen, 
wenn hinreichend sichergestellt ist, daß die befürchteten negativen Aus- 
wirkungen zu Lasten der mittelständischen Transportunternehmen nicht 
eintreten werden. 

87. Abgeordneter Welche Zukunft wird das Bundesbahnausbesse- 

Stiegler rungswerk Weiden neben dem gemischtwirt- 

(SPD) schaftlich betriebenen D-Zugwagenumbauwerk 

haben, und wird die Deutsche Bundesbahn auch 
die Lehrwerkstätte beim Bundesbahnausbesse- 
rungswerk Weiden in dem jetzigen Umfang er- 
halten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 10. November 1986 

Nach derzeitigem Planungsstand haben die Gesellschafter der „Pla- 
nungsgesellschaft für innovative Fahrzeugausstattung (PFA) " - Die Flach- 
glas AG, Fürth, und die Deutsche Bundesbahn (DB) - die Absicht, die 
Gesellschaft in eine Fertigungsgesellschaft für Reisezugwagenausstat- 
tungen überzuleiten. Modelle für eine Einbeziehung des Ausbesserungs- 
werkes Weiden werden derzeit von der DB erarbeitet. 

Die DB hat mitgeteüt, das Angebot an Ausbildungsplätzen in Weiden 
werde sich weiterhin am Bedarf orientieren. 

Trifft es zu, daß die Durchführungsvorschriften 
zum Gesetz über den „Führerschein auf Probe" 
nicht erlassen werden konnten, weil sich das 
Bundesministerium für Wirtschaft mit seiner For- 
derung nach Aufbrechung der TÜV-Vorrang- 
stellung dagegen gesperrt hat, und wie will die 
Bundesregierung sicherstellen, daß der Führer- 
schein auf Probe wie auch andere Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes (Stichwort: Nachschulungs- 
kurse) bundeseinheitlich angewandt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 11. November 1986 

Die Durchführungsvorschriften zum Gesetz über den Führerschein auf 
Probe konnten noch nicht erlassen werden, weil im Bundesministerium 
für Wirtschaft Ein wände gegen die Erhöhungen von TÜV- Gebühren 
bestehen, die auf Initiative des Bundesrates nachträglich in die 6. Verord- 
nung eingefügt wurden. Die Bundesregierung wird deshalb ihren Ver- 
ordnungsentwurf dem Bundesrat unverändert erneut zuleiten und geht 
davon aus, daß dessen Zustimmung alsbald erreicht werden kann, damit 
die Verordnung noch im Dezember 1986 in Kraft treten kann. 


88. Abgeordneter 

Amling 

(SPD) 
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Die im Straßenverkehrsgesetz (§§ 2 aff.) enthaltenen Bestimmungen über 
den Führerschein auf Probe sind seit dem 1. November 1986 geltendes 
Recht. Sie werden seit diesem Zeitpunkt in allen Bundesländern prakti- 
ziert. 

89. Abgeordneter 

Amling 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 11. November 1986 

Von der Neuregelung „Führerschein auf Probe" sind jährlich ca. 1,1 Mü- 
lionen Fahranfänger betroffen. Der Anteü der Klassen 4 und 5 beträgt ca. 
20 000 (ca. 1,8 v. H.). 

90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den neugegrün- 

Dr. Kübler deten Nahverkehrsverbund Rhein-Neckar nicht 

(SPD) länger dadurch zu behindern, daß sie nach wie 

vor ihr Verhalten am Beschluß des Bundeskabi- 
netts vom 23. November 1983 ausrichtet, und 
wird sie den Aufbau des Nahverkehrsverbundes 
unterstützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. November 1986 

Die Bundesregierung teüt nicht die Auffassung, daß der Beschluß vom 
23. November 1983 die Gründung weiterer Verkehrsverbünde behindert. 
So bezeichnet der Beschluß die Ballungsräume Rhein-Neckar, Rhein- 
Sieg und Nürnberg, die bislang noch nicht über einen großflächigen 
Zusammenschluß von Deutscher Bundesbahn (DB) und kommunalen 
Verkehrsuntemehmen für eine integrierte Verkehrsbedienung verfügen, 
als verbundwürdig. Dementsprechend erfolgen die Vorbereitungsarbei- 
ten zur Verkehrsverbund-Gründung unter aktiver Beteiligung der DB. 
Die Verbund-Gründung an Rhein und Sieg sowie in Nürnberg wird 
voraussichtlich noch in diesem Jahr erfolgen. 


Wie viele Neuanfänger sind durch die Regelung 
des „Führerschein auf Probe" jährlich schät- 
zungsweise betroffen, und wie viele werden 
durch die ursprünglich nicht beabsichtigte Er- 
weiterung auf die Klassen 4 und 5 noch hinzu- 
kommen? 


91. Abgeordneter Wie wird sich die Bundesregierung auf die Stel- 

Dr. Kübler lungnahme des Deutschen Städtetages verhal- 

(SPD) ten, der die Bundesregierung aufgefordert hat, 

ihre finanzielle Verantwortung für die Deutsche 
Bundesbahn ernst zu nehmen und die Benachtei- 
ligung neuer Verkehrsverbunde aufzuheben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. November 1986 

Der Beschluß vom 23. November 1983 belegt auch dem Umfang und der 
Höhe nach, daß sich die Bundesregierung ihrer finanziellen Verantwor- 
tung für das Engagement der Deutschen Bundesbahn im öffentlichen 
Personennahverkehr bewußt ist. 

92. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den Nahverkehrs ver- 

Dr. Kübler bund Rhein-Neckar für wünschenswert und not- 

(SPD) wendig? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. November 1986 

Wie bereits im Beschluß vom 23. November 1983 dargelegt, hält die 
Bundesregierung auch für den Rhein-Neckar-Raum die Kooperations- 
form „Verkehrs verbünd" für wünschenswert und notwendig. 


93. Abgeordneter Ist die Bundesre0erung bereit, im Zusammen- 

Dr. Kühler hang mit neuen Nahverkehrsverbunden die 

(SPD) Kommunen nicht allein zu lassen und die Kom- 

munen finanziell nicht noch weitergehend zu 
belasten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 12. November 1986 

Verkehrsverbesserungen im Rahmen eines Verkehrs Verbundes kommen 
vor allem den Bürgern zugute, deren Städte und Gemeinden dem Ver- 
kehrsverbund angehören. Das bedingt zwangsläufig auch ein verbund- 
bezogenes finanzielles Engagement, zumal an Rhein und Neckar offen- 
sichtlich regionale Sonderwünsche berücksichtigt werden sollen. Im übri- 
gen erfahren die Städte und Gemeinden auf Grund der Finanzbeiträge 
der Länder Baden-Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz in Höhe 
von 1,75 Millionen DM/Jahr eine erhebliche Entlastung. Die Bundesseite 
ist bereit, in den überschaubaren Zeiträumen bis 1989 für ein Defizit der 
Deutschen Bundesbahn zwischen 100 bis 115 Millionen DM/Jahr aufzu- 
kommen, das im Rhein-Neckar-Raum eingefahren wird. 


94. Abgeordneter Aus welchen Gründen verzögert sich die Ratifi- 

Duve zierung des See Verbrennungsprotokolls, bzw. zu 

(SPD) welchem Zeitpunkt soll dieses Protokoll ratifi- 

ziert werden? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 12. November 1986 

Nachdem der Bundesrat in seiner Sitzung vom 17. Oktober 1986 das 
Gesetz zu dem Protokoll vom 2. März 1983 zur Änderung des Überein- 
kommens zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das Einbrin- 
gen durch Schiffe und Luftfahrzeuge abschließend beraten hat, wird das 
Gesetz in Kürze verkündet. Danach erfolgt unverzüglich die Ratifikation. 


95. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Duve eingeleitet, um die Verbrennung von gefährli- 

(SPD) chen Chemikalien, insbesondere von PCB, auf 

See zu unterbinden, bzw. ab wann wird die Bun- 
desrepublik Deutschland die Seeverbrennung 
vollständig einstellen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 12. November 1986 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Verbrennung von Abfällen auf 
See so bald wie möglich einzustellen und durch eine Entsorgung an Land 
zu ersetzen. Sie hat hierzu im Abfallrecht den Grundsatz und Vorrang der 
Abfallentsorgung im Inland verankert und die Länder aufgefordert, für 
die Bereitstellung der notwendigen Entsorgungskapazitäten zu sorgen. 
Die Länder erarbeiten gegenwärtig ein Konzept zur landseitigen Entsor- 
gung von chlorkohlenwasserstoffhaltigen Abfällen und schaffen z. Z. die 
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Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb der erforderlichen 
Entsorgungsanlagen. Die Bundesregierung unterstützt diese Bemühun- 
gen der Länder nach Kräften, damit die Abfallverbrennung auf See so 
bald wie möglich beendet werden kann. Darüber hinaus wird sich die 
Bundesregierung in Übereinstimmung mit dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 25. September 1986 anläßlich der Ergänzung des Oslo- 
Übereinkommens auch international dafür einsetzen, daß ein möglichst 
naher Zeitpunkt für die Beendigung der Verbrennung auf See festgelegt 
wird. 


96. Abgeordneter Welche Bundesländer haben bisher Seeverbren- 

Duve nungen durchgeführt und mit welcher Genehmi- 

(SPD) gung? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 12. November 1986 

Die Abfälle stammen zum großen Teil von einer Firma der chemischen 
Industrie aus Nordrhein- Westfalen. Daneben handelt es sich insbeson- 
dere um zahlreiche Kleinanfallstellen für lösemittelhaltige Rückstände, 
die bundesweit verteilt sind. Es ist daher davon auszugehen, daß aus 
allen Bundesländern Abfälle auf See verbrannt werden. 

Das Deutsche Hydrographische Institut erteilt die Erlaubnis für die Ver- 
brennung von Abfallstoffen auf dem unter deutscher Flagge fahrenden 
Verbrennungsschiff „VESTA". Für Stoffe, die auf dem unter Liberia- 
Flagge von Antwerpen aus fahrenden Verbrennungsschiff „VULCANUS 
II " vernichtet werden, haben die zuständigen belgischen Behörden 
die notwendigen Genehmigungen erteüt. 


97. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Duve ergriffen, um sicherzustellen, daß keine Substan- 

(SPD) zen auf See verbrannt werden, für die es andere 

Methoden der Weiterverwertung oder der Besei- 
tigung an Land gibt? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 12. November 1986 

Das Gesetz zu dem Übereinkommen vom 15. Februar 1972 und 
29. Dezember 1972 zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch das 
Einbringen von Abfällen durch Schiffe und Luftfahrzeuge vom 
11. Februar 1977 begründet einen Vorrang für die Beseitigung von 
Abfallstoffen an Land. Im Rahmen des Erlaubnisverfahrens für die auf 
dem unter deutscher Flagge fahrenden Schiff „ VESTA iJ auf See zu 
verbrennenden Abfälle wird in jedem Einzelfall durch das Umweltbun- 
desamt geprüft, ob eine Verwertung der Stoffe bzw. eine Beseitigung an 
Land möglich ist. 

Soll die Abfallverbrennung auf See von einem ausländischen Hafen 
durch ein Schiff unter ausländischer Flagge erfolgen, stellt § 13 Abs. 2 
des Gesetzes über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Abfall- 
gesetz) vom 27. August 1986 sicher, daß Genehmigungen zur grenzüber- 
schreitenden Abfallverbringung nur erteilt werden, wenn die Bundeslän- 
der vorher die Möglichkeit einer landseitigen Entsorgung verneinen. 


98. Abgeordneter 
Süegler 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderun- 
gen, Ausländer mit Autobahn- und Mautgebüh- 
ren sowie Straßenbenutzungsabgaben zu bela- 
sten, und welche Anstrengungen unternimmt 
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sie, um im Rahmen der Harmonisierung der Rah- 
menbedingungen für den Straßenverkehr in 
ganz Europa einheitliche Wegekostenbeiträge 
zu erreichen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 12. November 1986 

Eine Belastung allein von Ausländem für Straßenbenutzungsgebühren 
wäre mit dem Diskriminierungsverbot des Artikels 7 EWG-Vertrag nicht 
vereinbar. 

Die Bundesregierung bemüht sich im Rahmen der EG und in büateralen 
Verhandlungen seit geraumer Zeit, eine europaweite Abschaffung der 
Straßenbenutzungsgebühren, zumindest aber eine europaweite Befrei- 
ung der Bürger aus Staaten ohne Straßenbenutzungsgebühren, zu errei- 
chen. Der EG-Verkehrsministerrat hat im Zusammenhang mit der von 
der Bundesregierung mit Nachdruck betriebenen Harmonisierung der 
Wettbewerb sbedingungen am 30. Juni 1986 die EG-Kommission auf ge- 
fordert, bis Ende d. J. eine Studie über die Kraftfahrzeugsteuer, die 
Mineralölsteuer und die Straßenbenutzungsgebühren sowie den zwi- 
schen ihnen bestehenden Zusammenhang vorzulegen. Anläßlich der zu 
erwartenden Erörterung dieses Berichts wird der Bundesminister für 
Verkehr das Ziel eines Abbaues der Straßenbenutzungsgebühren weiter- 
verfolgen. 


99. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


In welchen europäischen Staaten werden deut- 
sche Personenkraftwagen- und Lastkraftwagen- 
Verkehrsteünehmer mit Autobahn- und Mautge- 
bühren sowie Straßenbenutzungsabgaben bela- 
stet, und welche Belastungsvorteüe haben die 
Ausländer aus den Staaten, die Gebühren erhe- 
ben, wenn sie bundesdeutsche Straßen und 
Autobahnen benutzen? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 12. November 1986 

Autobahngebühren werden nach unterschiedlichem System erhoben in 
Frankreich, Italien, Griechenland, Jugoslawien, Spanien, in der Schweiz 
und (nur auf wenigen Strecken) in Portugal sowie (pauschal und mit 
zentraler Abrechnung) auf den Transitstrecken in der DDR. 

In Österreich werden für besondere Gebirgsstrecken Mautgebühren, in 
Großbritannien für einige Tunneldurchfahrten Sondergebühren erhoben. 

Verkehrsuntemehmer aus Staaten, in denen Autobahnbenutzungsge- 
bühren erhobeh werden, haben im Verkehr mit der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber deutschen Verkehrsuntemehmem einen gewis- 
sen Wettbewerbsvorteü: In der Bundesrepublik Deutschland tragen deut- 
sche Verkehrsteilnehmer zu den Kosten für Bau und Unterhaltung des 
Straßennetzes mit einer hohen Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer bei. 
Ausländische Nutzer sind von der deutschen Kraftfahrzeugsteuer auf 
Grund büateraler Abkommen in der Regel befreit. Treibstoff können sie 
bis 200 Liter steuerfrei einführen. Sie tragen also zur Finanzierung des 
deutschen Straßennetzes kaum etwas bei. Dagegen entrichten deutsche 
Verkehrsteilnehmer für die Benutzung der Straßen in einigen anderen 
Staaten beträchtliche Gebühren; die einheimischen Verkehrsteilnehmer 
können entsprechend entlastet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


100. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 7. November 1986 

Genaue Informationen über derartige Vorhaben liegen der Bundesregie- 
rung nicht vor. Auf Grund von kurzfristig durchgeführten Recherchen 
läßt sich allerdings sagen, daß es sich bei dem in der Frage angeproche- 
nen Vorhaben vermutlich um die Anlage eines schwedischen Ingenieurs 
handelt, die dieser in Eigenarbeit erbaut hat. Diese Anlage soll wie folgt 
ausgelegt sein: Mit einer kleinen Windkraftanlage wird Strom erzeugt, 
der wiederum zur Gewinnung von Wasserstoff eingesetzt wird. Der 
gewonnene Wasserstoff soll zur Heizung eines Hauses und zum Betrieb 
eines Kraftfahrzeugs verwendet werden. Über die beim Bau und Betrieb 
dieser Anlage gewonnenen Erfahrungen wurde auf der Sechsten Welt- 
wasserstoffkonferenz im Juli 1986 in Wien berichtet. 

Der Aufbau eines Energieversorgungssystems auf der Grundlage von 
Wasserstoff, der mit Hüfe von regenerativen Energien erzeugt wird, ist 
auch aus Umweltsicht eine denkbare Möglichkeit zur Deckung des künf- 
tigen Energiebedarfs. Dabei wird allerdings hauptsächlich daran 
gedacht, den in sonnenreichen Ländern gewonnenen Solarstrom zur 
Erzeugung von Wasserstoff einzusetzen und diesen dann in unsere Brei- 
ten zu transportieren. Die Gewinnung von Wasserstoff bietet sich im 
wesentlichen wegen seiner besseren Speicherbarkeit und der niedrige- 
ren Transportkosten an. Die Weiterentwicklung der einschlägigen techni- 
schen Verfahren ist Gegenstand des Energieforschungsprogramms der 
Bundesregierung. 


Sind der Bundesregierung Vorhaben in Schwe- 
den bekannt, wo mit Hilfe der Windenergie Was- 
serstoff produziert wird und mit dem Wasserstoff 
außerordentlich umweltfreundlich Motoren an- 
getrieben werden, und wie beurteüt die Bundes- 
regierung die Möglichkeiten, die sich aus diesem 
Verfahren für unser Land ergeben? 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Möglich- 
keiten, an Gewässern Uferzonen als Randstrei- 
fen aus der landwirtschaftlichen Produktion her- 
auszunehmen, um damit einserseits einen Bei- 
trag zur Verminderung der Überschußproduk- 
tion zu leisten und zum anderen vernetzte ökolo- 
gische Nischen zu erhalten, die einen Puffer zum 
Schutz der Gewässer ergeben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 7. November 1986 

Die Herausnahme von Randstreifen aus der landwirtschaftlichen Produk- 
tion an Uferzonen von Gewässern würde einen wichtigen Beitrag zum 
Natur- und Gewässerschutz leisten. Dabei sind insbesondere die folgen- 
den Zusammenhänge von Bedeutung: 

- Überhöhte Gehalte an Phosphor- und Stickstoff Verbindungen in 
Gewässern führen zu Eutrophierung mit schwerwiegenden negativen 
Folgen. 

Gewässerrandstreifen ohne landwirtschaftliche Nutzung mit naturna- 
her oder natürlicher Vegetation reduzieren die Gefahr der Auswa- 
schung und Abschwemmung von Pflanzennährstoffen in Oberflächen- 
gewässer deutlich. 


101. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 
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- Auch organische Substanzen landwirtschaftlichen Ursprungs können 
zu Gewässerbelastungen führen, z. B. Kot- und Hamabgabe auf der 
Weide mit Abschwemmungen bei nachfolgenden Niederschlägen. 
Randstreifen ohne landwirtschaftliche Nutzung würden auch diese 
Gefahr verringern. 

- Nach dem neuen Pflanzenschutzgesetz (in Kraft ab 1. Januar 1987) ist 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in oder unmittelbar an 
Gewässern grundsätzlich verboten. Ausnahmen sind nur möglich, 
wenn insbesondere der Schutz von Tier- und Pflanzenarten dem nicht 
entgegenstehen. 

- Oberflächengewässer werden auch belastet durch landwirtschaftlich 
bedingte Schwermetall- Einträge (Klärschlamm, Müllkomposte) sowie 
durch Verwendung von Mineralölen in der Landwirtschaft. Auch hier 
würden Randstreifen ohne landwirtschaftliche Nutzung diese Gefah- 
ren verringern. 

- Die Gewässerunterhaltung könnte gegebenenfalls durch entspre- 
chende Randstreifen extensiviert und die damit verbundenen Kosten 
reduziert werden. 

- Die Bodenfruchtbarkeit würde durch Verringerung der Abschwem- 
mung nährstoffreichen Krumenmaterials unterstützt und stabilisiert 

Im Rahmenplan 1987 der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ist vorgesehen, den Erwerb ent- 
sprechender Schutzstreifen entlang von Gewässern in den Katalog der 
Förderungstatbestände einzubeziehen. Ein Beitrag zur Verminderung 
der landwirtschaftlichen Überproduktion wäre von Randstreifen entlang 
von Gewässern grundsätzlich zu erwarten. 

- Für den Arten- und Biotopschutz ist die Anlage von Randstreifen ohne 
landwirtschaftliche Nutzung an Gewässerufern von besonderer und 
vordringlicher Bedeutung: 

Der Verlust von Pflanzen- und Tierarten sowie der starke Rückgang 
naturbetonter Biotope seit etwa 1960 ist hauptsächlich auf die Intensi- 
vierung in der Landwirtschaft zuriickzuführen. 

Um dem Arten- und Biotopverlust wirkungsvoll zu begegnen, ist die 
Schaffung und Sicherung ausreichender Lebensräume für wüdle- 
bende Pflanzen- und Tierarten im gesamten ländlichen Raum unerläß- 
lich. 

Dazu bedarf es eines Biotop Verbundsystems, dem neben großräumi- 
gen ökologischen Vorranggebieten kleinflächige, vernetzte, punkt- 
und linienförmige Elemente in dichter Folge zugeordnet werden 
müssen. 

Dazu würden entsprechende Randstreifen an Gewässern einen 
bedeutenden Beitrag leisten. 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Falsch- 
meldung des Bundesgesundheitsamtes, daß 
1,4-Dioxan demnächst aus der Liste der krebs- 
erzeugenden Stoffe gestrichen werden soll, und 
welche Konsequenzen zieht sie aus diesem Vor- 
fall, zumal die Bewertung krebserzeugender 
Stoffe nicht in den Kompetenzbereich des Bun- 
desgesundheitsamtes fällt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 10. November 1986 

Die Mitteüung des Bundesgesundheitsamtes, daß 1,4-Dioxan demnächst 
aus der Liste der krebserzeugenden Stoffe gestrichen werden soll, ist 


102. Abgeordnete 
Frau 
Wagner 
(DIE GRÜNEN) 
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keine Falschmeldung, sondern die Interpretation eines Briefes des Vorsit- 
zenden der Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG), Professor Dr. D. Henschler, an das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, in dem es heißt: „Die Kommission hat sich zuletzt 
1985 eingehend mit diesem Stoff beschäftigt. Ein Begründungspapier 
wurde entworfen. 1,4-Dioxan ist einer der Stoffe, der in der Gruppe III B 
eine Sonderstellung einnimmt: die Kommission glaubt, die Datenanlage 
reiche aus, um das Risiko abzuschätzen und den Stoff aus III B heraus- 
nehmen zu können. Gegenwärtig beschäftigt sich eine Arbeitsgruppe mit 
dieser Frage. " Die Gruppe III B umfaßt solche Stoffe, bei denen ein 
begründeter Verdacht auf ein krebserzeugendes Potential besteht. 

Zuständig für die Einstufung von krebserzeugenden Substanzen ist die 
Bundesregierung. Unabhängig davon gehört die Beurteüung gesundheit- 
licher Risiken von chemischen Stoffen im Rahmen des Lebensnüttel- und 
Bedarfsgegenständegesetzes, des Chemikaliengesetzes, des Pflanzen- 
schutzgesetzes und des Arzneimittelgesetzes zu den Aufgaben des Bun- 
desgesundheitsamtes. Dies umfaßt selbstverständlich auch die Beurtei- 
lung von in kosmetischen Mitteln enthaltenen Stoffen, die im Verdacht 
stehen, ein krebserzeugendes Potential zu besitzen. Die Einstufungen 
und Auffassungen der Senatskommission der DFG werden dabei als 
wichtige Expertenmeinung einbezogen. 


103. Abgeordnete 
Frau 
Wagner 
(DIE GRÜNEN) 


Warum wird in der Bekanntmachung des Bun- 
desgesundheitsamtes nur Bezug genommen auf 
die orale Applikation, nicht aber auf Hinweise 
über die krebserzeugende Wirkung bei Aufnah- 
me über die Haut? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 10. November 1986 

Beweise für eine krebserzeugende Wirkung von 1,4-Dioxan bei Verabrei- 
chung auf der Haut liegen im Unterschied zur Gabe hoher Dosen im 
Trinkwasser nicht vor. In einer amerikanischen Untersuchung (King et 
al., 1973) wurde 1,4-Dioxan dreimal pro Woche über 60 Wochen auf die 
rasierte Rückenhaut von Mäusen aufgetragen (Dosierung nicht angege- 
ben, möglicherweise wie andere in der Arbeit getestete Substanzen in 
0,2 Milliliter Aceton appliziert, vermutlich aber Gabe in unverdünnter 
Form). Dabei traten bei zwei von 47 überlebenden Tieren Hauttumore 
auf, von denen einer makroskopisch als Carcinom verdächtigt wurde, 
was mikroskopisch aber nicht bestätigt werden konnte. Der zweite wird 
als subcutaner Tumor bezeichnet, aber nicht näher als gutartiger oder 
maligner Tumor definiert. Bei einem der vorzeitig gestorbenen Tiere 
wurde außerdem ein malignes Lymphom beobachtet. Diese Befunde sind 
nicht als signifikante Erhöhung der Tumorhäufigkeit zu werten. Auch die 
International Agency for Research on Cancer (IARC) hat darin keinen 
Hinweis darauf gesehen, daß 1,4-Dioxan bei Hautapplikation carcinogen 
wirkt. 

104. Abgeordnete Wie kommt das Bundesgesundheitsamt zu der 

Frau Erkenntnis, daß 1,4-Dioxan auf der Haut inner- 

Wagner halb von Minuten weitgehend verdunstet? 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 10. November 1986 

In Dossiers, die der Food and Drug Administration (FDA) zum 1,4-Dioxan 
eingereicht worden sind und die dem Bundesgesundheitsamt in Kopie 
vorliegen, wurden folgende Ergebnisse mitgeteüt: 
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1. Eine in vitro-Untersuchung mit C-14 markiertem l r 4-Dioxan auf 
Wachspapier zeigt, daß nach 15 Minuten 90 v. H. des 1,4-Dioxan ver- 
dunstet waren. 

2. In vivo wurde eine 1,4-Dioxan-haltige Lotion auf den Unterarm von 
Rhesus- Affen aufgebracht. Nach einer Minute waren im Durchschnitt 
36 v. H. der applizierten Menge nachweisbar, nach fünf Minuten nur 
noch 15 v. H. (beide: Maibach, 1980). 

Warum wird 1,4-Dioxan nicht verboten, obwohl 
es Ersatzstoffe und rückstandsfreie Verfahren 
bereits gibt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 10. November 1986 

1,4-Dioxan ist unter der Nummer 182 in der Anlage I (Verbotsliste) der 
Kosmetik- Verordnung auf genommen und damit für den Einsatz in 
kosmetischen Mitteln verboten. 

Es entsteht allerdings als Verunreinigung in Spuren bei der Herstellung 
ethoxylierter Tenside, die u. a. auch in kosmetischen Mitteln eingesetzt 
werden. Diese können nach gegenwärtiger Kenntnis als gesundheitlich 
unbedenklich angesehen werden. Vorsorglich ist jedoch die Industrie 
auf gef ordert worden, im Sinne des Minimierungsprinzips den Gehalt an 
1,4-Dioxan weiter zu senken. 

Die Herstellung kosmetischer Mittel mit Tensiden, die kein 1,4-Dioxan 
enthalten ist zwar möglich, welche gesundheitlichen Risiken durch den 
Einsatz entsprechender Ersatzstoffe möglicherweise auftreten können, 
läßt sich zur Zeit jedoch nicht abschätzen. 


105. Abgeordnete 

Frau 

Wagner 

(DIE GRÜNEN) 


106. Abgeordneter Welche Mengen an Kernbrennstoffen sind 

Stiegler bisher an die Wieder auf arbeitungsanlagen 

(SPD) La Hague und Windscale geliefert worden, und 

wieviel von diesen Kernbrennstoffen ist bisher 
aufgearbeitet worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 10. November 1986 

Nach Angaben der Elektrizitätswirtschaft haben die Betreiber von Kern- 
kraftwerken in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen bestehender 
Verträge zur Wiederaufarbeitung bestrahlter Brennelemente insgesamt 
bis Ende 1985 an die Compagnie Generale des Matieres Nucleaires 
(COGEMA) ca. 1 400 Tonnen Schwermetall und an die British Nuclear 
Fuels Limited (BNFL) ca. 100 Tonnen Schwermetall geliefert. Davon 
wurden bis Ende 1985 bei COGEMA ca. 800 Tonnen und bei BNFL ca. 
zehn Tonnen wiederaufgearbeitet. 

107. Abgeordneter Welche Mengen an Endlagergebinden sind aus 

Stiegler diesen Wiederaufarbeitungsanlagen bisher in 

(SPD) die Bundesrepublik Deutschland zurücktrans- 

portiert worden, und wieviel Plutonium ist bisher 
zurückgegeben worden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 10. November 1986 

Endlager gebinde sind aus den unter Antwort zu Frage 106 genannten 
Wiederaufarbeitungsanlagen bisher nicht in die Bundesrepublik 
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Deutschland zurückgeliefert worden. Bis Ende 1985 wurden aus der 
Wiederaufarbeitung in Frankreich und Großbritannien insgesamt ca. 
3,5 Tonnen Plutonium in die Bundesrepublik Deutschland zurückge- 
geben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


108. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


Trifft es zu, daß die im gesamten Stadtgebiet 
Essen eingelieferten Päckchen trotz der erst am 
10. Oktober d. J. in Betrieb genommenen hoch- 
modernen Paketverteüanlage (Kostenaufwand 
ca. 25 Millionen DM) ab 1987/1988 in Duisburg 
verteilt werden sollen? 


109. Abgeordneter 

Reschke 

(SPD) 


Trifft es zu, daß Planungen bestehen, ab 1990 die 
Paketabgangsbearbeitung aller in Essen einge- 
lieferten Pakete in Duisburg durchzuführen? 


110. Abgeordneter Wie viele Arbeitsplätze werden durch diese 

Reschke Planungen in Essen vernichtet, und wo bleibt die 

(SPD) Wirtschaftlichkeit, wenn eine solche Anlage 

nicht doppelt genutzt wird - für Eingang und 
Abgang? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 7. November 1986 

Die am 10. Oktober 1986 in der neuen Ortspackkammer des Postamtes 
Essen in Betrieb genommene zielgesteuerte Paketverteüanlage mit Stra- 
ßennamencodierung ist nur für die Verteüung der in Essen auszuliefem- 
den Pakete und Päckchen vorgesehen. Sie wird nach der Zahl der 
Sendungen und den erforderlichen Ausscheidungen für Zustellbezirke, 
Großabholer und AusgabesteHen wirtschaftlich betrieben. 

Bis zur Fertigstellung der seit langem geplanten Paket- und Päckchen- 
verteüanlagen beim Postamt Duisburg müssen die in Essen eingelieferten 
Pakete noch provisorisch aui-der Eingangsverteüanlage bearbeitet und 
zu den Verladestellen in Duisburg und Düsseldorf transportiert werden; 
Päckchen sind im Handverfahren auf 72 Richtungen in Beutel zu vertei- 
len. Für diese noch vorübergehend notwendige Abgangs verteüung wer- 
den 664 Wochenstunden benötigt. Diese Arbeitsleistung wird z. Z. von 
zehn Vollkräften und 22 Teüzeitkräften wahrgenommen, die nach der 
Übergangsphase abgebaut werden müssen. 

Eine an sich wünschenswerte Doppelnutzung einer Verteüanlage für die 
Eingangs- und Abgangsbearbeitung ist wegen der unterschiedlichen 
Ausscheidungsnotwendigkeiten nur sehr selten möglich. So reicht das 
Paketaufkommen aus der Stadt Essen nicht aus, die für den Fernverkehr 
notwendigen Ausscheidungen wirtschaftlich zu gestalten. Ein Teü der 
Sendungen wird schon heute in Duisburg zusätzlich verteüt, und größere 
Paketumschlagsteüen im Bundesgebiet werden mit zusätzücher Vertei- 
lung von Sammelgebinden aus Essen belastet. 


111. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Welche Gehaltsdifferenzen bestehen zwischen 
dem gehobenen technischen Dienst der Deut- 
schen Bundespost und vergleichbaren Bereichen 
der Wirtschaft, und ist die Bundesregierung der 
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Auffassung, daß bisherige besoldungsrechtliche 
Maßnahmen ausreichen, um die Attraktivität des 
gehobenen technischen Dienstes für Bewerber 
zu erhöhen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 10. November 1986 

Es trifft zu, daß insbesondere die Anwärter und die Beamten im Ein- 
gangsamt der Laufbahnen des gehobenen technischen Dienstes der 
Deutschen Bundespost (DBP) in den ersten Jahren ihrer Berufstätigkeit 
nicht die Anfangsgehälter erreichen, die vergleichbaren Fachkräften in 
der Privatwirtschaft gezahlt werden. 

So erhalten die als Anwärter in den gehobenen technischen Dienst der 
DBP eintretenden Diplom-Ingenieure der Fachhochschulen während 
ihres einjährigen Vorbereitungsdienstes Anwärterbezüge nach dem Bun- 
desbesoldungsgesetz, die zwischen 1 092 DM und 1 617 DM brutto je 
nach Alter und Familienstand liegen. In der Privatwirtschaft erhalten 
Jungingenieure ohne Berufserfahrung dagegen im Durchschnitt ein 
Anfangsgehalt von 3 500 DM und darüber. Auch nach Ableistung des 
einjährigen Vorbereitungsdienstes erreichen die dann zu Technischen 
Oberinspektoren zur Anstellung ernannten Beamten der DBP mit 
2 620 DM brutto - unterstellt, sie sind ledig und 25 Jahre - nicht das 
genannte Anfangsgehalt, das ihnen in der Privatwirtschaft gezahlt 
würde. 

Diese unterschiedliche Einkommenssituation ist einer der Hauptgründe 
für die Schwierigkeiten der DBP, auf dem Arbeitsmarkt ihren Bedarf an 
Nachwuchsingenieuren, insbesondere für die Laufbahn des gehobenen 
femmeldetechnischen Dienstes, zu decken. Daher ist die Bundesregie- 
rung auch bemüht, die Einkommenssituation der Nachwuchskräfte und 
der jüngeren Laufbahnbeamten des gehobenen femmeldetechnischen 
Dienstes der DBP zu verbessern. Danach sollen die Bezüge der Anwärter 
für die Laufbahn des gehobenen femmeldetechnischen Dienstes der DBP 
durch die Gewährung eines Anwärtersonderzuschlags angehoben wer- 
den. Ein entsprechender, bereits im Abstimmungsverfahren befindlicher 
Verordnungsentwurf des Bundesministers des Innerrn sieht eine Erhö- 
hung der erwähnten Anwärterbezüge um 382 DM monatlich vor. 

Darüber hinaus prüft die Bundesregierung, ob die Laufbahn des gehobe- 
nen femmeldetechnischen Dienstes der DBP von der seit Inkrafttreten 
des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 bestehenden Absenkung der Ein- 
gangsbesoldung ausgenommen werden kann, um die jüngeren Lauf- 
bahnbeamten des gehobenen femmeldetechnischen Dienstes finanziell 
besser zu stellen. 

Die genannten besoldungsrechtlichen Maßnahmen werden sicherlich 
dazu beitragen, die angespannte Personal- und Nachwuchssituation in 
der Laufbahn des gehobenen femmeldetechnischen Dienstes zu ent- 
schärfen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Besoldung der Beamten 
des gehobenen technischen Dienstes wegen des höheren Eingangsamtes, 
der Gewährung der Technikerzulage und besserer Stellenverhältnisse 
bereits jetzt günstiger geregelt ist, als die Besoldung der Beamten des 
gehobenen nichttechnischen Dienstes. 

Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschiedung des Vierten Geset- 
zes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 14. November 
1985 eine Entschließung gefaßt, in der die Bundesregierung um Prüfung 
gebeten wird, „welche weiteren dienstrechtlichen Maßnahmen zu erwä- 
gen und welche vordringlich sind". 

Es ist beabsichtigt, in dem Bericht auch Probleme der Besoldung des 
technischen Dienstes anzusprechen. 
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Ist es zutreffend, daß die Bewerbungen und Ein- 
stellungen im gehobenen technischen Dienst der 
Deutschen Bundespost seit 1983 erheblich zu- 
rückgegangen sind, und wie sehen die konkre- 
ten Zahlen aus? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 12. November 1986 

Für die drei Laufbahnen des gehobenen technischen Dienstes der Deut- 
schen Bundespost (DBP) stellen sich die Bewerber- und Einstellungszah- 
len seit 1983 wie folgt dar: 


1. Laufbahn des gehobenen femmeldetechnischen Dienstes 

Jahr Bewerbungen Eingestellte Erforderliche 

Nachwuchskräfte Einstellungsquoten 


1983 

1 765 

786 

914 

1984 

1 346 

728 

1082 

1985 

1 040 

585 

1 213 

1986 

(1. Halbjahr) 

642 

279 

1 189 

2. Laufbahn des gehobenen posttechnischen Dienstes 

Jahr 

Bewerbungen Eingestellte 

Erforderliche 



Nachwuchskräfte 

Einstellungsquoten 

1983 

1 155 

86 

96 

1984 

1208 

81 

97 

1985 

935 

89 

105 

1986 

(1. Halbjahr) 

512 

41 

139 

3. Laufbahn des gehobenen hochbautechnischen Dienstes 

Jahr 

Bewerbungen Eingestellte 

Erforderliche 



N achwuchskräfte 

Einstellungsquoten 

1983 

435 

32 

42 

1984 

680 

44 

47 

1985 

985 

41 

50 

1986 

632 

25 

54 


(1. Halbjahr) 

Es ergibt sich, daß seit 1983 die Bewerbungen und Einstellungen insbe- 
sondere in der Laufbahn des gehobenen femmeldetechnischen Dienstes 
der DBP erheblich zurückgegangen sind. Das Angebot an geeigneten 
Bewerbern reicht nicht mehr aus, um den Nachwuchsbedarf der DBP in 
dieser Laufbahn zu decken. 

In der Laufbahn des gehobenen posttechnischen Dienstes ist zwar seit 
1984 ebenfalls ein gewisser Rückgang der Bewerberzahlen zu beobach- 
ten, Probleme haben sich hieraus aber nicht ergeben. Sowohl für die 
Laufbahn des gehobenen posttechnischen, als auch für die Laufbahn 
des gehobenen hochbautechnischen Dienstes sind genügend geeignete 
Bewerber zur Deckung des Nachwuchsbedarfs vorhanden. 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

113. Abgeordneter Welche EG-Mittel flössen 1985 und 1986 in 

Hedrich die Länder des südlichen Afrikas (Namibia, 

(CDU/CSU) Botswana, Simbabwe, Sambia, Mosambik, 

Lesotho, Swasiland und Südafrika), und welche 
sind für 1987 vorgesehen? 


112. Abgeordneter 

Bernrath 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 10. November 1986 

Die EG-Kommission hat der Bundesregierung für die Beantwortung der 
Anfrage die folgenden Informationen übermittelt. 

Danach sind an die in der Anfrage auf gezählten Länder des südlichen 
Afrikas folgende Mittel geflossen (d. h. gezahlt worden): 

1985 1986 

(bis 30. September 1986) 

51 463 608 ECU 32 507 282 ECU 

Davon entfielen auf: 

Nat.-Indikativ- 


Programme 

43 918 000 ECU 

26 360 000 ECU 

Regional- 

vorhaben 

2 862 000 ECU 

3 112 000 ECU 

Haushaltsmittel 
der EG 

4 683 608 ECU 

3 035 282 ECU 

Die Aufteüung auf die Länder war wie folgt: 


a) aus Mitteln des Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) 


1985 

1986 

Sambia 

27 330 000 ECU 

17 785 000 ECU 

Botswana 

1 400 000 ECU 

1 905 000 ECU 

Lesotho 

9 632 000 ECU 

4 137 000 ECU 

Swasüand 

271 000 ECU 

3 027 000 ECU 

Für Regionalvorhaben an Simbabwe, Botswana, Lesotho und Swasüand: 


1985 

1986 


2 862 000 ECU 

3 112 000 ECU 

b) aus Haushaltsmitteln der EG 



1985 

1986 

Angola 

350 052 ECU 

1506 479 ECU 

Namibia 

2 132 628 ECU 

576 826 ECU 

Mosambik 

2 200 928 ECU 

951 977 ECU 

Eine Mittelauf teüung für das Jahr 1987 hat die EG-Kommission noch 


nicht vorgenommen. Der Haushalt 1987 ist bisher noch nicht verab- 
schiedet. 


114. Abgeordneter 
Graf Huyn 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die EG Wirtschaftshüfe an Nica- 
ragua gibt oder zugesagt hat, wenn ja, in wel- 
cher Höhe? 


115. Abgeordneter 
Graf Huyn 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung dies nicht ver- 
hindert, und was wird die Bundesregierung un- 
ternehmen, um dies unverzüglich zu unter- 
binden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 12. November 1986 

Nach Angaben der EG-Kommission gibt die EG keine Wirtschaftshüfe an 
Nicaragua. Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit wurden von 
1979 bis 1985 folgende Zusagen gegeben: 
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Finanzielle und technische Hilfe 
Nahrungsmitt eihilf e zu Weltmarktpreisen 
Soforthilfe 
Absatzförderung 

Hilfe über Nicht-Regierungsorganisationen 


29,51 Millionen ECU 
65,18 Millionen ECU 
1,2 Millionen ECU 
0,97 Millionen ECU 
7,34 Millionen ECU 


Die Finanzierungsvorschläge der EG -Kommission können bei finanzieller 
und technischer Hilfe nur durch eine qualifizierte Minderheit und bei 
Nahrungsmittelhilfe durch qualifizierte Mehrheitsbeschlüsse der Mit- 
gliedstaaten zurückgewiesen werden. 

Die Bundesregierung wird auch künftig, wie in der Vergangenheit, ihre 
Haltung gegenüber Vorschlägen der Kommission nach den Umständen 
des Einzelfalles festlegen. 


116. Abgeordneter Welches entwicklungspolitische Interesse veran- 

Conradi laßt die Bundesregierung, Guatemala Polizeiaus- 

(SPD) stattungshüfe als Entwicklungshilfe zu verkau- 

fen, und warum unterstützt die Bundesregierung 
den Polizeiapparat eines Landes, in dem trotz 
eines demokratisch gewählten Präsidenten im- 
mer noch Menschenrechtsverletzungen began- 
gen werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 12. November 1986 

In Guatemala hat nach Jahrzehnten der Müitärherrschaft im Januar 1986 
eine demokratisch gewählte Regierung ihr Amt angetreten. Die neue 
Regierung ist bestrebt, Demokratie und Pluralismus zu fördern und zu 
festigen. Zur Wahrung der Menschenrechte sind konkrete Maßnahmen 
eingeleitet worden. 

Seit dem Amtsantritt von Präsident Cerezo hat es keine von staatlichen 
Institutionen veranlaßten Übergriffe auf die Individualrechte der Bürger 
gegeben. Die Polizei wird nicht mehr zur Unterdrückung der Opposition 
eingesetzt. 

Der neueste Jahresbericht der Menschenrechtskommission der Organisa- 
tion Amerikanischer Staaten (OAS) betont den grundlegenden Wandel, 
der durch die Rückkehr zu einem demokratischen Regierungssystem 
eingetreten ist. 

Seit der Auflösung der Kriminalpolizei hat jedoch die allgemeine Krimi- 
nalität erheblich zugenommen. In der Bevölkerung werden Zweifel laut, 
ob die demokratische Regierung jenes Minimum an Sicherheit gewähr- 
leisten kann, das zu den Voraussetzungen für die demokratische Ent- 
wicklung und Reform des Landes gehört. Für den Bestand der demokrati- 
schen Regierung ist von wesentlicher Bedeutung, daß sie durch eine 
leistungsfähige, rechtsstaatlich handelnde Polizei die öffentliche Sicher- 
heit und Ordnung und insbesondere die Wahrung der Menschenrechte 
garantieren kann. 

Zur Bewältigung dieser Aufgabe hat sich die Regierung Guatemalas an 
die Bundesregierung - wie auch an andere demokratische Staaten - mit 
einem Hilfeersuchen gewandt. Die Glaubhaftigkeit unserer Entwick- 
lungspolitik und die Solidarität mit der jungen Demokratie Guatemalas 
gebieten es, daß sich die Bundesregierung dieser Herausforderung stellt. 

Im Vordergrund der geplanten Maßnahme wird die Beratung und Ausbü- 
dung von guatemaltekischen Polizeibeamten stehen und nicht die Liefe- 
rung von Material. Im einzelnen ist ein größeres Programm der Aus- und 
Fortbüdung für höhere Polizeibeamte in der Bundesrepublik Deutschland 
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vorgesehen, um diese mit den Methoden einer rechtsstaatlich handeln- 
den Polizei und der entsprechenden praktischen Anwendung vertraut zu 
machen. Gleichzeitig soll die Ausbildung der Polizeibeamten in Guate- 
mala verbessert werden und an dieser Zielrichtung ausgerichtet werden. 
Ansatzpunkt hierfür ist die Polizeischule, deren Unterricht durch eine 
intensive personelle Beratung der Lehrkräfte und eine Neugestaltung der 
Lehfinhalte und Lehrpläne reorganisiert werden soll. Angesichts der 
völlig imzureichenden Ausstattung der Polizei mit Geräten und Fahrzeu- 
gen sollen entsprechende Sachlieferungen in beschränktem Umfang 
erfolgen, damit kurzfristig Verbrechens ab wehr und -Verfolgung intensi- 
viert werden können. 


117. Abgeordneter Warum leistet die Bundesregierung Entwick- 

Conradi lungshilfe in Form von Polizeiausstattungshilfe, 

(SPD) obwohl dies den Leitlinien widerspricht, die in 

der Bundestagsbeschließ ung vom 5. März 1982 
(Drucksache 9/1344) festgelegt sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 12. November 1986 

Das Vorhaben zur Beratung und Ausbildung der Polizei Guatemalas 
entspricht dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom 5. März 1982 
(Drucksache 9/1344). 


Bonn, den 14. November 1986 
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